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2  On-Balance: neue Leasingstrategie?

E D I TO R I A L

Das Verständnis von Auswir-
kungen der Geschäftstätigkeit 
eines Unternehmens und sei-
ner Tochtergesellschaften (ein-
schließlich seiner Lieferkette) 
auf Aspekte wie Umwelt, 
Arbeitnehmer, Soziales, Men-
schenrechte, Antikorruption 
und Bestechung ist Vorausset-
zung für eine rechtzeitige Iden-
tifizierung möglicher Risiken für 
den Unternehmenswert. Wer 
zu spät erkennt, dass sich An-

sprüche von Gesellschaftsgruppen ändern oder die 
Verfügbarkeit von Rohstoffen beschränkt ist und seine 
Dienstleistungen, Produkte oder Produktionsprozesse 
nicht rechtzeitig an diesen Wandel anpasst, kann erheb-
liche Wettbewerbsnachteile erfahren und im schlimms-
ten Fall sein Geschäftsmodell nicht fortführen.

Eine steigende Anzahl institutioneller Investoren berück-
sichtigt bereits nichtfinanzielle Faktoren in Investitions-
analysen und Entscheidungsfindungsprozessen, um 
Risiken zu minimieren, Finanzerträge zu verbessern 
und die Erwartungen von Kunden zu erfüllen. Mithilfe 
der von den Vereinten Nationen geförderten Prinzipien 
für verantwortliches Investieren (PRI) wurden die finan-
zielle Relevanz ökologischer und sozialer Kriterien so-
wie Fragen einer guten Unternehmensführung in aller 
Deutlichkeit herausgestellt – und es wurde ein Rah-
menwerk geschaffen, anhand dessen sich die globale 
Investorengemeinde in die Entwicklung eines solide-
ren und nachhaltigeren Finanzsystems einbringen 
kann. Die Empfehlungen der Task Force on Climate-
related Financial Disclosures des Financial Stability 
Board, die Ende 2016 veröffentlicht wurden, unter-
streichen die Bedeutung von mehr Transparenz über 
mögliche Auswirkungen des Klimawandels auf den 
Unternehmenswert und das Geschäftsmodell.

In Deutschland trat am 19.4.2017 das Gesetz zur Stär-
kung der nichtfinanziellen Berichterstattung der Unter-
nehmen in ihren Lage- und Konzernlageberichten (CSR-
Richtlinie-Umsetzungsgesetz) in Kraft. Auch wenn seit 
einigen Jahren viele – darunter auch von der Gesetz-
gebung betroffene deutsche Unternehmen – bereits 
freiwillig transparent über ihre Nachhaltigkeitsleistung 
Bericht erstatten und in internationalen Nachhaltigkeits-
Aktienindizes, wie z. B. dem Dow Jones Sustainability 
Index, unter den Besten gelistet werden, erfordert die 
jetzt gesetzlich verankerte nichtfinanzielle Berichter-
stattungspflicht besondere Aufmerksamkeit: Bei Ver-
stößen gegen die handelsrechtlichen Vorschriften dro-
hen Sanktionen; und dem Aufsichtsrat wurde eine 
Prüfungspflicht der Berichterstattung aktienrechtlich 
auferlegt. Die Prüfungspflicht für Aufsichtsräte umfasst 
neben Recht- und Ordnungsmäßigkeit auch die Zweck-
mäßigkeit der nichtfinanziellen Erklärung. Eine externe 
Prüfungspflicht, z. B. durch den gesetzlichen Abschluss-
prüfer, besteht hingegen nicht – dieser hat nur zu prü-
fen, ob die nichtfinanzielle Erklärung aufgestellt und 
veröffentlicht wurde. Für Aufsichtsräte, die sich erst-
mals mit der nichtfinanziellen Berichterstattung befas-
sen, werden sich viele neue Fragen ergeben, u. a.:

•	 Wer befasst sich im Aufsichtsrat mit der Prüfung, 
wer verfügt über ggf. besondere Erfahrungen und 
Kenntnisse, wie soll der Prüfungsprozess ausgestal-
tet werden?

•	 Wie werden im Unternehmen »nichtfinanzielle« Risi-
ken systematisch erfasst und in Bezug auf ihre 
Auswirkungen und Eintrittswahrscheinlichkeiten 
bewertet?

•	 Welche Steuerungs- und Kontrollinstrumente sind 
zur Risikominderung geeignet?

•	 Wie und durch wen kann eine Prüfung der Qualität 
der nichtfinanziellen Berichterstattung effektiv erfol-
gen?

Simone Fischer 
Head of Sustainability Services der  
KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
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Die nichtfinanzielle Erklärung und die 
Diversity-Berichterstattung nach dem 
CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz

Prof. Dr. Patrick Velte

Nach dem CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz wird die 
Pflichtpublizität im Hinblick auf Nachhaltigkeitsaspekte 
wesentlich gestärkt. Die Neuerungen gelten für be-
stimmte Unternehmen des öffentlichen Interesses 
(PIEs) und finden bereits für Geschäftsjahre ab dem 
1.1.2017 Anwendung. Durch die Umsetzung der euro-
päischen CSR-Richtlinie 1 ist die Erstellung einer nicht
finanziellen Erklärung notwendig, wobei der deutsche 
Gesetzgeber die beiden Mitgliedstaatenwahlrechte 
zum Ausweis und zur Prüfung an die betreffenden 
Unternehmen weitergereicht hat. Ferner wird die Diver
sity-Berichterstattung in der handelsrechtlichen Erklä-
rung zur Unternehmensführung wesentlich erweitert. 

Persönlicher Anwendungsbereich

Im Einklang mit der CSR-Richtlinie hat der deutsche 
Gesetzgeber davon abgesehen, sämtliche PIEs zur Ab-
gabe einer nichtfinanziellen Erklärung zu verpflichten. 
Verpflichtet sind lediglich Unternehmen, die kumulativ 
folgende Voraussetzungen erfüllen 2:

•	 Es handelt sich um 
−	eine kapitalmarktorientierte Kapitalgesellschaft,
−	eine kapitalmarktorientierte Genossenschaft,

1	 Richtlinie 2014/95/EU vom 22.10.2014 zur Änderung der Richtlinie 
2013/34/EU im Hinblick auf die Angabe nichtfinanzieller und die Diversität 
betreffender Informationen durch bestimmte große Unternehmen und 
Gruppen, ABl. L 330 vom 15.11.2014, S. 1

2	 Vgl. § 289b Abs. 1 Nr. 1– 3 HGB

−	eine kapitalmarktorientierte, haftungsbeschränkte 
Personengesellschaft,

−	ein Kreditinstitut oder
−	ein Versicherungsunternehmen.

•	 Jeweils an zwei hintereinander folgenden Abschluss-
stichtagen beschäftigt das Unternehmen mehr als 
500 Arbeitnehmer und erfüllt gleichzeitig eines der 
zwei folgenden Kriterien:
−	die Bilanzsumme überschreitet 20 Mio. EUR oder
−	die Umsatzerlöse überschreiten 40 Mio. EUR.

Die erweiterte Diversity-Berichterstattung in der Er-
klärung zur Unternehmensführung 3 betrifft dagegen 
Unternehmen in der Rechtsform der AG, SE oder KGaA, 
die

•	 börsennotiert sind oder die ausschließlich andere 
Wertpapiere als Aktien zum Handel an einem organi-
sierten Markt (§ 2 Abs. 5 WpHG) ausgegeben haben 
und deren ausgegebene Aktien auf eigene Veranlas-
sung über ein multilaterales Handelssystem (§ 2 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 8 WpHG) verfügen und die gleichzeitig

•	 groß sind, d. h. mindestens zwei der drei folgenden 
Kriterien an zwei hintereinander folgenden Abschluss
stichtagen erfüllen: 
−	die Bilanzsumme überschreitet 20 Mio. EUR,
−	die Umsatzerlöse überschreiten 40 Mio. EUR,
−	die Anzahl der Arbeitnehmer überschreitet 250. » 

3	 Vgl. § 289f Abs. 2 Nr. 6 HGB

Prof. Dr. Patrick Velte hat die Professur für Accounting & Auditing  
an der Leuphana Universität Lüneburg inne. Seine Lehr- und  
Forschungsgebiete betreffen die (inter-)nationale Rechnungs
legung, Abschlussprüfung und Corporate Governance.
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Inhalte der nichtfinanziellen Erklärung

Folgende Mindestinhalte der nichtfinanziellen Erklärung 
sind zu beachten: 4

•	 Beschreibung des Geschäftsmodells, 
•	 Angaben zu nichtfinanziellen Aspekten sowie 
•	 Beachtung des Comply or Explain-Prinzips, sofern zu 

bestimmten Belangen kein Konzept vorliegt. 

Die nichtfinanziellen Aspekten gliedern sich mindes-
tens in 

•	 Umweltbelange, 
•	 Arbeitnehmerbelange, 
•	 Sozialbelange, 
•	 Achtung der Menschenrechte sowie 
•	 Bekämpfung von Korruption und Bestechung.5

Zu diesen nichtfinanziellen Aspekten werden folgende 
Einzelangaben notwendig: 

•	 Konzept, 
•	 Due Diligence-Prozesse, 
•	 Konzeptergebnisse, 
•	 wesentliche Risiken, die mit der eigenen Geschäfts-

tätigkeit und mit Geschäftsbeziehungen sowie Pro-
dukten / Dienstleistungen verknüpft sind, 

•	 für die Geschäftstätigkeit bedeutsame nichtfinanzielle 
Leistungsindikatoren sowie 

•	 Hinweise auf im Jahresabschluss ausgewiesene Be-
träge und 

•	 ggf. zusätzliche Erläuterungen. 

Vormals waren große Kapitalgesellschaften lediglich 
verpflichtet, bedeutsame nichtfinanzielle Leistungsindi-
katoren im (Konzern-)Lagebericht anzugeben.6

Bei fehlendem Konzept zu einem der genannten nicht-
finanziellen Belange ist eine Begründung in der nichtfi-
nanziellen Erklärung notwendig.7 Das aus der Entspre-
chenserklärung zum Deutschen Corporate Governance 
Kodex (DCGK) bekannte Comply or Explain-Prinzip 8 

hält Einzug im Handelsrecht. Während fehlende Due 
Diligence-Prozesse nicht erklärungspflichtig sind, müs-
sen wesentliche Risiken auch dann angegeben wer-
den, wenn kein Konzept zum Umgang mit nichtfinan
ziellen Aspekten vorliegt. Bei der Aufstellung der 
nichtfinanziellen Erklärung gibt der Gesetzgeber kein 
bestimmtes Rahmenwerk (z. B. Global Reporting Initia
tive, Deutscher Nachhaltigkeitskodex) vor, sodass an 
dieser Stelle für die PIEs größtmögliche Flexibilität be-

4	 Vgl. § 289c Abs. 1 HGB

5	 Vgl. § 289c Abs. 2 HGB

6	 Vgl. § 289 Abs. 3 HGB a. F.

7	 Vgl. § 289c Abs. 4 HGB

8	 Vgl. § 161 AktG

steht. Allerdings ist anzugeben 9, ob ein Rahmenwerk 
herangezogen wurde. Sofern dies zu bejahen ist, ist auch 
die konkrete Benennung des Rahmenwerks erforder-
lich, im anderen Fall ist die fehlende Heranziehung zu 
begründen.

Mitgliedstaatenwahlrechte zum  
Ausweis und zur Prüfung der nicht
finanziellen Erklärung

Die in der CSR-Richtlinie enthaltenen Mitgliedstaaten-
wahlrechte zum Ausweis und zur Prüfung der nichtfi-
nanziellen Erklärung gibt der deutsche Gesetzgeber an 
die PIEs weiter. Insofern besteht neben der Integration 
der nichtfinanziellen Erklärung in den (Konzern-)Lage-
bericht die Möglichkeit, die nichtfinanzielle Erklärung 
durch einen gesonderten nichtfinanziellen Bericht, z. B. 
den bestehenden Nachhaltigkeitsbericht, außerhalb 
des Lageberichts zu ersetzen.10 Hier erfolgt die Offen
legung entweder zusammen mit dem Lagebericht oder 
aber auf der Internetseite der Gesellschaft spätestens 
vier Monate nach dem Abschlussstichtag unter Bezug-
nahme im Lagebericht.

Auch können die Unternehmen entscheiden, ob neben 
der formellen Pflichtprüfung durch den Abschluss-
prüfer 11 eine freiwillige materielle (inhaltliche) Beur-
teilung erfolgen soll. Unterzieht das Unternehmen 
seine Berichterstattung auch einer materiellen Prüfung, 
so ist die Beurteilung durch den Abschlussprüfer zu 
publizieren; dies gilt allerdings erst für Geschäftsjahre 
ab dem 1.1.2019.

Klargestellt wurde im Aktiengesetz zudem die mate
rielle Prüfungspflicht durch den Aufsichtsrat 12 sowie 
dass dieser das Recht hat, eine »externe inhaltliche 
Überprüfung« durchführen zu lassen.13

Inhalte der erweiterten Diversity- 
Berichterstattung

Waren die Angaben zum Diversity Reporting in der 
Erklärung zur Erklärung zur Unternehmensführung vor-
mals auf die Frauenförderung im Vorstand, Aufsichtsrat 
und in den oberen Führungsebenen begrenzt,14 werden 
diese durch das CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz 
wesentlich erweitert. Nunmehr sind die in Rede stehen-
den Unternehmen dazu verpflichtet, ihr Diversitätskon-
zept (nicht nur genderspezifisch) bei der Besetzung  

9	 Vgl. § 289d HGB

10	Vgl. § 289b Abs. 3 HGB

11	Vgl. § 317 Abs. 2 Satz 4 HGB

12	Vgl. § 171 Abs. 1 AktG

13	Vgl. § 111 Abs. 2 Satz 4 AktG

14	Vgl. § 289a Abs. 2 Nr. 4, 5 HGB a. F.
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der Leitungs- und Aufsichtsorgane sowie die Ziele, Art 
und Weise der Umsetzung sowie die im Geschäftsjahr 
erreichten Ergebnisse anzugeben.15 Auch in diesem 
Berichtsformat wird das Comply or Explain-Prinzip ein-
gesetzt, sofern kein Konzept verfolgt wird.

Weitere Hilfestellungen 

Folgende Konkretisierungen und Hilfestellungen bezüg-
lich der neuen Berichterstattungspflicht wurden bislang 
vorgelegt bzw. sollen demnächst veröffentlicht werden:

•	 Die EU-Kommission hat Ende Juni 2017 Leitlinien zur 
neuen Berichterstattungspflicht erlassen.16 

•	 Ende September 2017 wurde der Änderungsstandard 
Nr. 8 (DRÄS 8) veröffentlicht. Dieser ergänzt den 
DRS 20 zum Konzernlagebericht um Konkretisie
rungen zu den gesetzlichen Anforderungen zur nicht-
finanziellen Berichterstattung.17

•	 Das Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V. 
(IDW) hat Mitte Juni 2017 das Positionspapier »Pflich-
ten und Zweifelsfragen zur nichtfinanziellen Erklärung 
als Bestandteil der Unternehmensführung« vorge-
legt.18

•	 Derzeit wird ein IDW Positionspapier zur Prüfung  
der nichtfinanziellen Berichterstattung erarbeitet. Auf 
dessen Grundlage soll auch ein IDW Prüfungsstan-
dard 351 erstellt werden.19 

15	Vgl. § 289f Abs. 2 Nr. 6 HGB

16	Siehe hierzu näher S. 12

17	Siehe hierzu näher S. 10 f.

18	Siehe hierzu näher S. 13

19	Siehe hierzu näher S. 13

Fazit

Durch das CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz wird die 
Berichterstattung über nichtfinanzielle Aspekte bei 
bestimmten PIEs ausgebaut. Bei der Erstellung der 
nichtfinanziellen Erklärung und der erweiterten Diver
sity-Berichterstattung verbleiben aufseiten der PIEs 
wesentliche Freiheitsgrade. Für den Aufsichtsrat kom-
men durch die neuen Berichtsangaben neue Anforde-
rungen im Rahmen der Prüfung hinzu.  «

Berichterstattung  7

  I nformationshinweise                 

Kajüter, Nichtfinanzielle Berichterstattung nach dem CSR-
Richtlinie-Umsetzungsgesetz, in: DB 2017, S. 617– 624; 

Lanfermann, Prüfung der CSR-Berichterstattung durch den 
Aufsichtsrat, in: BB 2017, S. 747–750; 

Velte, Die nichtfinanzielle Erklärung und die Diversity-
Berichterstattung nach dem CSR-Richtlinie-Umsetzungs
gesetz. Auf dem Weg zur »Sustainable Corporate Gover-
nance«?, in: StuB 2017, S. 293 – 298

Nichtfinanzielle Erklärung – Angaben zu nichtfinanziellen Aspekten

                     A n g a b e n Verfolgte Konzepte 
(inkl. Due Diligence-
Prozessen)*

Ergebnisse Risiken in Verbin-
dung mit eigener 
Geschäftstätigkeit  

Risiken in Verbin- 
dung mit Geschäfts- 
beziehungen/ 
Produkten/ 
Dienstleistungen

Bedeutsamste Leis-
tungsindikatoren

Hinweis auf Beträge 
im Abschluss

Umwelt
– …
– …

… … … … … …

Arbeitnehmer … … … … … …

Soziales … … … … … …

Menschenrechte … … … … … …

Bekämpfung von Kor
ruption und Bestechung

… … … … … …

Ggf. weitere … … … … … …

 i

 1  1a
 1b

 2

 3

 4

 5

 x

 ii  iii  iv  v  vi

schematische  
Illustration

A s p e k t e

*�Beachte: Sofern kein Konzept verfolgt 
wird, ist dies zu erläutern (unabhängig 
von doppelter Wesentlichkeit).

Quelle: Department of Professional Practice, KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Juli 2017



Vier Optionen zur 
Darstellung und Veröffent
lichung der  
nichtfinanziellen Erklärung

Ingo Rahe 

Ein Unternehmen hat grundsätzlich vier Optionen zur 
Darstellung und Veröffentlichung der nichtfinanziellen 
Erklärung:

In der Option 1 wird innerhalb des Lageberichts mittels 
einer Überschrift ein besonderer Abschnitt gebildet, in 
dem die Angaben zur nichtfinanziellen Erklärung enthal-
ten sind.

In der Option 2 wird die nichtfinanzielle Erklärung zwar 
auch innerhalb des Lageberichts dargestellt, aber die 
Angaben werden nicht an einer Stelle konzentriert, son-
dern über den Lagebericht »verstreut« an den inhaltlich 
passenden Stellen angegeben. Eine Kenntlichmachung, 
an welchen Stellen sich die Angaben zur nichtfinanziel-
len Erklärung befinden, wird dabei empfohlen.

In der Option 3 wird die nichtfinanzielle Erklärung nicht 
innerhalb des Lageberichts dargestellt, sondern außer-
halb in Form eines gesonderten nichtfinanziellen Be-
richts. Der gesonderte nichtfinanzielle Bericht wird in 
dieser Option zusammen mit dem Lagebericht im Bun-
desanzeiger offengelegt. Es gelten somit die für das 
Unternehmen spezifischen Offenlegungsfristen des  
§ 325 HGB.

In der Option 4 wird die nichtfinanzielle Erklärung eben-
falls in Form eines gesonderten nichtfinanziellen Berichts 
dargestellt. In dieser Option ist der gesonderte nicht
finanzielle Bericht allerdings auf der Internetseite des 
Unternehmens zu veröffentlichen. Damit der Adressat 
die Informationen finden kann, hat der Lagebericht eine 
Bezugnahme auf die Internetseite zu enthalten. Der 
gesonderte nichtfinanzielle Bericht ist in dieser Option 
spätestens vier Monate nach dem Abschlussstichtag 
zu veröffentlichen und dort für mindestens zehn Jahre 
zugänglich zu machen.  «
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Nichtfinanzielle Erklärung – vier Optionen

Aufstellungs-/Veröffentlichungsmöglichkeiten der nichtfinanziellen Erklärung

Option 1

nichtfinanzielle Erklärung  
als besonderer Abschnitt im 
Lagebericht

nichtfinanzielle Erklärung 
vollständig integriert in den 
Lagebericht

Option 2

gesonderter nichtfinanzieller 
Bericht, der zusammen mit 
dem Lagebericht im Bundes-
anzeiger offengelegt wird

Option 3

gesonderter nichtfinanzieller 
Bericht, der spätestens vier 
Monate nach dem Abschluss-
stichtag auf der Internetseite 
der Gesellschaft für mindes-
tens zehn Jahre veröffentlicht 
wird; Lagebericht muss Bezug 
nehmen auf die Internetseite

Option 4

Nichtfinanzielle Erklärung im Lagebericht Gesonderter nichtfinanzieller Bericht außerhalb des Lageberichts



Befreiungsmöglichkeiten im Konzern
Ingo Rahe 

Grundsätzlich ist zu unterscheiden in eine nichtfinan
zielle Berichterstattung auf Ebene des Einzelunterneh-
mens (»Einzel-Erklärung«) und auf Ebene des Konzerns 
(»Konzern-Erklärung«).

Befreiung von Einzel-Erklärung

Tochterunternehmen, die an sich in den Anwender-
kreis fallen, sind dann von der Pflicht zur Erstellung einer 
Einzel-Erklärung befreit, wenn ihr Mutterunternehmen 
eine Konzern-Erklärung erstellt, in die das Tochterunter-
nehmen einbezogen ist.

Für das Mutterunternehmen selbst gibt es dagegen 
keine Befreiung von der Pflicht zur Erstellung einer Ein-
zel-Erklärung, sofern es in den Anwenderkreis fällt.

Befreiung von Konzern-Erklärung

Mutterunternehmen, die wiederum gleichzeitig Tochter-
unternehmen sind, sprich einen Teilkonzern bilden, kön-
nen jedoch davon befreit sein, eine Konzern-Erklärung 
zu erstellen. Dies ist dann der Fall, wenn 

(a) der Teilkonzern in eine Konzern-Erklärung eines 
übergeordneten Konzerns einbezogen wird oder 

(b) der Teilkonzern wegen einer anderen Befreiung  
(z. B. § 291 HGB oder § 292 HGB) gar keinen Konzern-
Lagebericht erstellt, der erweitert werden könnte.

Zusammenfassung: mögliche Konstella-
tionen für Mutterunternehmen

Ein Mutterunternehmen kann somit folgenden Konstel-
lationen unterliegen:

•	 Es hat eine Einzel- und eine Konzern-Erklärung zu 
erstellen. In diesem Fall besteht die Möglichkeit, die 
beiden Erklärungen zusammenzufassen (analog der 
Möglichkeit, auch einen Anhang mit einem Konzern-

Ingo Rahe ist Director in der Grundsatzabteilung der KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft und beschäftigt sich dort mit 
Fragen der Rechnungslegung nach HGB und IFRS, insbesondere 
für kapitalmarktorientierte Unternehmen. Einer seiner Themen-
schwerpunkte ist die Lageberichterstattung.

Anhang zusammenzufassen oder einen Lagebericht 
mit einem Konzern-Lagebericht).

•	 Es hat nur eine Einzel-Erklärung zu erstellen, nicht 
aber eine Konzern-Erklärung. Dies ist der Fall, wenn 
es entweder gar nicht in den Anwenderkreis für die 
Konzern-Erklärung fällt (bspw. weil der Konzern die 
Größenkriterien nicht überschreitet) oder weil eine 
der oben beschriebenen Befreiungen angewendet 
werden kann.

•	 Es hat nur eine Konzern-Erklärung zu erstellen, ohne 
eine Einzel-Erklärung erstellen zu müssen. Dies ist 
z. B. dann der Fall, wenn das Mutterunternehmen 
selbst keine große Gesellschaft im Sinne des § 267 
Abs. 3 Satz 1 HGB ist, aber dennoch einen Konzern 
bildet, der die Größenkriterien des § 293 Abs. 1 HGB 
überschreitet.  «
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		 V ertiefungshinweis                  der    R edaktion      

CSR-Berichterstattungspflicht auf Konzernebene

Muttergesellschaften müssen dann auf Konzernebene berichten, wenn

•  �es sich bei der Muttergesellschaft um eine kapitalmarktorientierte 
Kapitalgesellschaft, eine kapitalmarktorientierte haftungsbeschränkte 
Personengesellschaft, ein Kreditinstitut oder ein Versicherungsunter-
nehmen handelt,

•  ��im Konzern bestimmte Größenkriterien1 überschritten werden und

•  ��keine Befreiung nach §§ 291, 292 HGB oder aus anderen Gründen vorliegt. 

Auch hier besteht die Wahl zwischen einer nichtfinanziellen Konzern
erklärung als besonderer Abschnitt des Konzernlageberichts und einem 
gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht außerhalb des Konzern
lageberichts. Der Bericht geht über den Konzern als Ganzes.

Für den Inhalt der Konzernerklärung gelten die Bestimmungen für die 
Einzelerklärungen entsprechend. Berichtet werden muss nur so weit, 
wie es für das Verständnis des Geschäftsverlaufs, der Lage und Entwick-
lung des Konzerns sowie der Auswirkungen der Konzern-Geschäfts
tätigkeit auf die im Gesetz genannten CSR-Aspekte erforderlich ist. 
Hieraus lassen sich Rückschlüsse auf den Umgang der Tochtergesell-
schaften im Konzern mit Aspekten ziehen.

1	� Vgl. § 293 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bzw. Nr. 2 HGB; mehr als 500 Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt



Der geänderte DRS 20 – 
Hilfestellung bei der Erfüllung 
der CSR-Berichtspflichten

Dr. Rüdiger Schmidt

Mit dem CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz (CSR-RUG) 
werden bestimmte große Unternehmen und Konzerne 
verpflichtet, ihren (Konzern-)Lagebericht um eine nicht-
finanzielle (Konzern-)Erklärung zu erweitern sowie die 
(Konzern-)Erklärung zur Unternehmensführung um 
Angaben zum Diversitätskonzept zu ergänzen. Die rela-
tiv allgemein formulierten neuen gesetzlichen Anforde-
rungen für die (Konzern-)Lageberichterstattung gaben 
Anlass für eine Erweiterung des Deutschen Rechnungs-
legungs Standard Nr. 20 (DRS 20) Konzernlagebericht 
um entsprechende Konkretisierungen.

Diese Konkretisierungen betreffen bspw. die zulässi-
gen Berichtsformate für die Bereitstellung der gefor-
derten Angaben zur nichtfinanziellen Konzernerklärung. 
Nach DRS 20 können die Angaben 

•	 vollständig in den Konzernlagebericht integriert,

•	 in einen besonderen Abschnitt innerhalb des Konzern-
lageberichts eingefügt oder 

•	 in einem gesonderten nichtfinanziellen Konzernbericht 
bereitgestellt werden.

Der gesonderte nichtfinanzielle Konzernbericht kann

•	 als eigenständiger gesonderter Bericht verfasst, 

•	 in einen anderen Konzernbericht (z. B. Nachhaltigkeits-
bericht) integriert oder 

•	 als besonderer Abschnitt in einen anderen Konzern-
bericht aufgenommen werden.
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Die Risikoberichterstattung in der nichtfinanziel-
len Konzernerklärung ist ein weiteres Thema, bei dem 
die gesetzlichen Regelungen zu vielen Fragen führten. 
Gemäß DRS 20 ändert sich die Grundsystematik der 
bisherigen Risikoberichterstattung nicht, d. h. auch 
weiterhin leitet der Konzern aus den Erwartungen der 
Stakeholder seine Ziele ab, deren Verfehlung das zu 
berichtende Risiko darstellt. Zu beachten ist dabei, dass 
in der nichtfinanziellen Konzernerklärung stärker als bis-
her die Erwartungen der nichtfinanziellen Stakeholder 
zu berücksichtigen sind. Ferner können sich Ersteller 
bei der Darstellung des Geschäftsmodells (verpflich-
tender Bestandteil der nichtfinanziellen Konzernerklä-
rung) an den in DRS 20 genannten Merkmalen orien
tieren. Zudem nennt DRS 20 nunmehr zahlreiche 
Beispiele für im Rahmen der nichtfinanziellen Konzern-
erklärung anzugebende nichtfinanzielle Leistungs
indikatoren.

DRS 20 stellt nun u. a. klar, dass bei der durch das CSR-
RUG geforderten Darstellung des Diversitätskon-
zepts auf die Angaben verwiesen werden kann, die bis-
lang schon über die Diversität in den Leitungsorganen 
gemacht werden (z. B. in der (Konzern-)Erklärung zur 
Unternehmensführung, die Angaben zu den Zielgrößen 
für den Frauenanteil).

Dr. Rüdiger Schmidt, CFA, ist 
Projektmanager beim DRSC und 
betreut dort u. a. das Themenfeld 
der Unternehmensberichterstat-
tung.

Die Änderungen an DRS 20 durch den Deutschen 
Rechnungslegungs Änderungsstandard Nr. 8 (DRÄS 8) 
sind das Resultat umfangreicher Diskussionen und Kon-
sultationen. Ziel war es dabei, die interessierte Öffent-
lichkeit umfassend einzubinden und so zu allgemein 
akzeptierten sowie nützlichen Regelungen zu gelan-
gen. Dementsprechend hatte das DRSC im Juni 2017 
seine Vorschläge für die Konkretisierungen in DRS 20 
zunächst als E-DRÄS 8 zur Kommentierung veröffent-
licht.

Sowohl in den zahlreichen Stellungnahmen zum  
E-DRÄS 8 als auch in dem intensiven Meinungsaus-
tausch im Rahmen der öffentlichen Diskussionsver
anstaltung des DRSC im August 2017 wurde den 
vorgeschlagenen Änderungen an DRS 20 prinzipiell 
zugestimmt. Gleichzeitig wurden einzelne Detailrege-
lungen kritisch hinterfragt und alternative Regelungen 
vorgeschlagen. Auf Basis dieser Rückmeldungen aus 
dem Konsultationsprozess wurden E-DRÄS 8 punktuell 
geändert und weitere Klarstellungen in den Standard 
aufgenommen. Im Ergebnis findet DRÄS 8 einen Aus-
gleich zwischen dem Wunsch der Anwendungspraxis 
nach Konkretisierungen und der gleichzeitigen Wah-
rung der notwendigen Flexibilität zur Berücksichtigung 
der unternehmensindividuellen Gegebenheiten.

Mit dem durch DRÄS 8 geänderten DRS 20 steht nun 
eine umfassende Konkretisierung der neuen gesetz
lichen Anforderungen zur Verfügung und bietet den 
Unternehmen die vielfach gewünschte Hilfestellung  
bei der Erfüllung der neuen Berichtspflichten. «
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Europäische Leitlinien als 
zusätzlicher Orientierungs
maßstab für die CSR- 
Berichterstattung deutscher 
Unternehmen?

Georg Lanfermann

Die Europäische Kommission hat Ende Juni 2017 unver-
bindliche Leitlinien zur CSR-Berichterstattung verab-
schiedet.1 Sie richten sich – wie das deutsche CSR-RL-
Umsetzungsgesetz – unmittelbar an die Unternehmen 
und deren Berichterstattung. Aus Sicht der deutschen 
Unternehmen stehen diese unmittelbar neben den Vor-
schriften des CSR-RL-Umsetzungsgesetzes, einschließ-
lich ergänzender Regelungen, wie der Neufassung des 
Deutschen Rechnungslegungs Standards (DRS) 20 zur 
Lageberichterstattung mittels des Deutschen Rech-
nungslegungs Änderungsstandards (DRÄS) 8. 

Die Europäische Kommission war nach Artikel 2 der 
zugrunde liegenden EU-Richtlinie gehalten, für die 
betroffenen Unternehmen unverbindliche Leitlinien 
»zur Methode der Berichterstattung, einschließlich der 
wichtigsten allgemeinen und sektorspezifischen nicht
finanziellen Leistungsindikatoren«, zu erlassen. Die Leit-
linien umfassen eine Reihe von Berichtsgrundsätzen 
sowie weiterführende Empfehlungen zu Berichtsinhal-
ten der Erklärung, einschließlich Geschäftsmodell, Kon-
zepten, Due Diligence-Prozessen und Ergebnissen 
sowie zu den wichtigsten Leistungsindikatoren. Auch 
werden in dem 20-seitigen Dokument umfassend ein-
zelne thematische Aspekte wie Umwelt-, Sozial- und 
Arbeitnehmerbelange, Menschenrechte, Bekämpfung 
von Korruption und sonstige Berichtsaspekte, wie Liefer-
ketten und Konfliktmineralien, behandelt. Die Leitlinien 
sind ihrer Rechtsnatur nach für die betroffenen Unter-
nehmen unverbindlich; sie können sich bei ihrer Bericht-
erstattung jedoch auf die EU-Leitlinien stützen. Die 
Leitlinien orientieren sich an der Berichterstattung im 
Lagebericht, nicht an einer ebenfalls möglichen Bericht-
erstattung außerhalb des Lageberichts. 

1	 Leitlinien für die Berichterstattung über nichtfinanzielle Informationen, ABl. 
C 215 vom 5.7.2017, S. 1, online abrufbar unter www.eur-lex.europa.eu

Die Leitlinien sind inhaltlich durchaus ambitioniert. Dies 
gilt insbesondere für die weiterführenden Hinweise zu 
einzelnen Berichtsaspekten. So wird u. a. der Umgang 
mit Konfliktmineralien trotz fehlender Erwähnung 
in der zugrunde liegenden EU-Richtlinie in den 
Kommissionsleitlinien thematisiert. Die Europäische 
Kommission übt insoweit Druck auf die betroffenen 
Unternehmen aus, weiter gehender zu berichten als 
durch die eigentliche Gesetzgebung vorgesehen. Auch 
die Verwendung von internationalen, europäischen 
sowie nationalen Rahmenwerken wird durch die 
Leitlinien neu gedeutet. Konnte man bei EU-Richtlinie 
und nationaler Umsetzung zunächst den Eindruck ge-
winnen, dass ein dynamischer Wettbewerb zwischen 
diesen Rahmenwerken gewünscht sei, lassen die EU-
Leitlinien ein anderes Verständnis erkennen. Berichten-
de Unternehmen sollen sich nach Auffassung der Euro-
päischen Kommission bei einzelnen Aspekten ihrer 
Berichterstattung jeweils unterschiedlicher, vielleicht 
sogar mehrerer Rahmenwerke bedienen. 

Die EU-Leitlinien bilden aus Sicht der Europäischen Kom-
mission einen Meilenstein auf dem Weg zur Weiterent-
wicklung der CSR-Berichterstattung. Insbesondere die 
aktuelle Kommissionsinitiative zum Thema Sustainable 
Finance (siehe Seite 25) könnte hier in den kommenden 
Monaten eine neue Dynamik auf europäischer Ebene 
erzeugen und zu weiter gehenden Vorschlägen, auch 
im Rahmen der CSR-Berichterstattung, führen.  «
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Partner im Department  
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		 V ertiefungshinweis               

Lanfermann: CSR-Berichterstattung: EU-Leitlinien für 
Unternehmen, in: WPg 2017 (Veröffentlichung in Vorberei-
tung)



IDW Positionspapiere  
zur Erstellung und  
Prüfung der nichtfinanziellen  
Berichterstattung

Europäische Leitlinien als 
zusätzlicher Orientierungs
maßstab für die CSR- 
Berichterstattung deutscher 
Unternehmen? Dr. Dirk Rabenhorst

Das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) hat in einem 
Positionspapier zu Pflichten und Zweifelsfragen zur 
nichtfinanziellen Erklärung als Bestandteil der Unter-
nehmensführung Stellung genommen. In diesem IDW 
Positionspapier werden sowohl Auswirkungen der neu-
en Berichterstattungspflicht auf die Corporate Gover-
nance – etwa zu Pflichten der Unternehmensleitung und 
des Aufsichtsrats – als auch Anwendungsfragen zur 
nichtfinanziellen Berichterstattung behandelt. Im Ein-
zelnen wird dabei bspw. auf den der Berichterstattung 
zugrunde liegenden Wesentlichkeitsbegriff, die Steue-
rungsrelevanz nichtfinanzieller Belange und die unter-
schiedlichen Umsetzungs- und Offenlegungsmöglich-
keiten eingegangen.

Ein weiteres, derzeit in der Erarbeitung befindliches 
IDW Positionspapier wird schwerpunktmäßig auf Fra-
gen der Prüfung der nichtfinanziellen Berichterstattung 
eingehen. Da die gesetzliche Prüfungspflicht auf die Prü-
fung des Vorhandenseins der nichtfinanziellen Bericht
erstattung beschränkt ist, ist der Abschlussprüfer in 
diesem Fall nur zum Lesen und Würdigen der Bericht

Dr. Dirk Rabenhorst, 
Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater, ist als 
Partner im Department 
of Professional Practice, 
der Grundsatzabteilung 
für Rechnungslegung 
und Prüfung der  
KPMG AG Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, 
tätig. Seine Schwer-
punkte liegen auf dem 
Gebiet der Abschluss-
prüfung und der Corpo-
rate Governance. 

erstattung verpflichtet. Eine Ergänzung der Abschluss-
prüfung um eine inhaltliche Prüfung der nichtfinanziellen 
Berichterstattung kommt nur dann in Betracht, wenn 
sich die Beauftragung auf eine Prüfung mit hinreichen-
der Sicherheit der gesamten nichtfinanziellen Berichter-
stattung bezieht, sodass dieses Vorgehen in der Praxis 
der Ausnahmefall bleiben wird. Hingegen kann bei einer 
gesonderten Beauftragung – ähnlich wie bereits bei der 
Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten – eine auf die 
Bedürfnisse zugeschnittene Prüfung von Teilen der 
Berichterstattung und / oder mit begrenzter Sicherheit 
vereinbart werden.

Dieses IDW Positionspapier wird die Grundlage für einen 
IDW PS 351 darstellen, in dem die bei einer Prüfung der 
nichtfinanziellen Berichterstattung zu beachtenden 
Regelungen – über die allgemeinen Grundsätze der 
Lageberichtsprüfung des IDW PS 350 n. F. hinaus – ver-
ankert werden sollen.

IDW Verlautbarungen können auf der Internetseite des 
IDW (www.idw.de) abgerufen werden.  «
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Rahmenwerke für die nichtfinanzielle 
Berichterstattung

Georg Lanfermann und Carmen Auer

Im Zuge des CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes 
wurde in § 289d HGB der Grundsatz verankert, dass für 
die Erstellung der nichtfinanziellen Erklärung nationale, 
europäische oder internationale Rahmenwerke genutzt 
werden können, sofern die gesetzlichen Mindestan
gaben eingehalten werden. Folgende Leitfäden für die 
nichtfinanzielle Berichterstattung sind in der Praxis eta-
bliert und wurden in der Regierungsbegründung bei-
spielhaft aufgeführt:

Zur Person von Carmen Auer siehe Seite 27Zur Person von Georg Lanfermann siehe Seite 12

•	 Leitfäden und Standards der Global Reporting Initia
tive (GRI)

•	 Deutscher Nachhaltigkeitskodex (DNK)
•	 UN Global Compact (UNGC)
•	 ISO 26000
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GRI Standards DNK UNGC ISO 26000

Herausgeber Unabhängige Organisa
tion aus Amsterdam

Rat für Nachhaltige Ent-
wicklung (im Auftrag der 
Bundesregierung)

Vereinte Nationen; in 
Deutschland: Deutsches 
Global Compact Netz-
werk

International Organiza
tion for Standardization

Kriterien/Prinzipien Aktuell Übergang von 
GRI G4 (Leitfaden) zu den 
GRI Standards (SRS); 
SRS modular aufgebaut 
mit 36 Standards,  
(3 universal; 33 themen-
spezifisch);
Prinzipien zur Bestim-
mung der Berichtsinhalte 
sowie der Berichtsquali-
tät

20 Kriterien (basierend 
auf GRI und EFFAS)

10 Prinzipien zu Men-
schenrechten, Arbeits-
normen, Umwelt und 
Korruptionsprävention

37 Handlungsfelder

Berichterstattung Wahl zwischen »Core« 
und »Comprehensive«, 
was den weiteren 
Detailgrad bestimmt; 
Wesentlichkeitsanalyse 
als Grundlage

Entsprechenserklärung 
mit wesentlichen Infor-
mationen 

Jährlicher Fortschritts
bericht (Communication 
on Progress)

Eher Management
system, welches auch  
zur Berichterstattung 
genutzt werden kann

Anwendung Weltweiter De-facto-
Standard für Nachhaltig-
keitsberichterstattung

Kompatibel mit anderen 
Standards; zum Einstieg /
für KMU geeignet

Kompatibel mit anderen 
Standards; zum Einstieg /
für KMU geeignet

Kompatibel mit anderen 
ISO-Normen; sehr hoher 
Detailgrad



Die einzelnen Rahmenwerke bieten jeweils Vor- und 
Nachteile. So sind Berichte nach dem Leitfaden und 
Standards der Global Reporting Initiative (GRI) aufgrund 
der hohen (internationalen) Anwendungsrate sehr gut 
vergleichbar und weisen durch die starke Stakeholder-
ausrichtung ein sehr umfassendes Nachhaltigkeitsver-
ständnis auf; ihre Anwendung ist aber relativ aufwen-
dig. Der Deutsche Nachhaltigkeitskodex (DNK) und der 
UN Global Compact (UNGC) hingegen erfordern einen 
vergleichsweise geringeren Aufwand und sind daher 
gut für eine erstmalige Berichterstattung geeignet. ISO 
26000 ist vor allem ein Managementsystem, das mit 
anderen Berichtsstandards kombiniert werden sollte 
und kompatibel mit anderen ISO-Normen ist.

Die genannten Leitfäden können durch weitere Rah-
menwerke ergänzt werden:

In der Gesetzesbegründung aufgeführte Rahmenwerke 
sind

•	 das Umweltmanagement- und Betriebsprüfungssys-
tem EMAS für Umweltbelange, 

•	 die VN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschen-
rechte für die Achtung der Menschenrechte und 

•	 die Dreigliedrige Grundsatzerklärung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation ILO für Arbeitnehmerbe-
lange.

Weitere, vom Gesetz nicht genannte Standards und 
Rahmenwerke sind z. B.

•	 das Greenhouse Gas Protocol für die Berichterstat-
tung über CO2-Emissionen, 

•	 das CDSB Framework for reporting environmental 
information & natural capital, 

•	 die sektorspezifische Hilfestellung für die Berichter-
stattung von Kennzahlen des Vereins für Umwelt
management und Nachhaltigkeit in Finanzinstituten 
(VfU) und

•	 das Framework des International Integrated Reporting 
Council (IIRC), welches den weitergehenden Gedan-
ken verfolgt, nichtfinanzielle Aspekte in die klassische 
Berichterstattung zu integrieren. Das IIRC-Rahmen-
werk fordert die Berichterstattung über sechs Kapi-
talien1 und geht von der Darstellung des Wertschöp-
fungsprozesses aus. Demnach stellt ein integrierter 
Bericht prägnant dar, wie Strategie, Führungskultur, 
Leistungsfähigkeit und Zukunftsaussichten eines 
Unternehmens im Rahmen des jeweiligen Umfelds 
zur Wertschöpfung in der nahen, mittelfristigen und 
langfristigen Zukunft führen sollen. Das IIRC-Rah-
menwerk ist prinzipienbasiert und gibt daher keine 
konkreten Angaben oder Kennzahlen vor. 

Viele der genannten Organisationen, die solche Rahmen-
werke erarbeiten, sehen die neuen gesetzgeberisch 
festgelegten Berichterstattungspflichten auch als his
torische Chance, ihre Rahmenwerke einer breiteren 
Anwendung zuzuführen. Der DNK wurde bspw. aktuell 
überarbeitet, um den Anforderungen der CSR-Gesetz-
gebung gerecht zu werden.

Die Managementansätze in Verbindung mit den Indika-
toren nach GRI bilden auch eine sehr gute Ausgangs
basis für die geforderte Berichterstattung von Konzepten 
(inklusive Due Diligence-Prozessen) sowie die Ergeb-
nisse der Konzepte. Es lässt sich jedoch nicht pauschal 
sagen, dass jeder Bericht, der nach einem der genann-
ten Rahmenwerke erstellt wurde, gesetzeskonform ist. 
Dies ist in jedem Einzelfall zu betrachten.  «
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Förderung sozialer Verantwortung  
durch Unternehmenspublizität –  
ein Experiment  
mit ungewissem Ausgang 

Prof. Dr. em. Eckard Rehbinder
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Förderung sozialer Verantwortung  
durch Unternehmenspublizität –  
ein Experiment  
mit ungewissem Ausgang 

Paradigmenwechsel in der Unterneh-
menspublizität

Das CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz führt eine Pflicht 
großer, kapitalmarktnaher Unternehmen und Konzerne 
(Unternehmen von »öffentlichem Interesse«) zu umfas-
sender Publizität über Umwelt-, soziale und Gover-
nance-Belange ein. Die Neuregelung, die ab 2017 für 
schätzungsweise etwa 550 Unternehmen gilt, erwei-
tert den Adressatenkreis der Unternehmenspublizität 
von den Investoren auf die nichtfinanziellen Interessen-
träger (Stakeholder). Die verlangten nichtfinanziellen 
Informationen dienen nicht mehr allein dazu, die wirt-
schaftliche Lage und den künftigen Wert des Unter
nehmens, sondern auch dessen gesellschaftliche und 
Umweltauswirkungen insgesamt zu beurteilen. Die Neu-
regelung stellt damit einen folgenschweren Paradig-
menwechsel in der Unternehmenspublizität dar. 

Das Gesetz zielt darauf ab, die Gemeinwohlverantwor-
tung der Unternehmen zu verstärken. Dabei lässt sich 
die Neuregelung in das Konzept regulierter Eigenver-
antwortlichkeit durch Transparenz einordnen. Transpa-
renzregeln halten ohne inhaltliche Determinierung die 
Unternehmen dazu an, öffentlich und überprüfbar 
Rechenschaft über Art und Umfang ihres CSR-relevan-
ten Handelns abzulegen. Das Gesetz will die Unterneh-
men durch das Mittel der verpflichtenden Publizität ver-
anlassen, in ihrer Geschäftspolitik über die Beachtung 
der dem Allgemeinwohl oder schutzbedürftigen Indivi-
dualinteressen dienenden Gesetze (sog. Compliance) 
hinaus Umwelt-, soziale und Arbeitnehmerbelange 
sowie Governance-Aspekte im Unternehmen, Konzern 
und sogar in der Wertschöpfungskette zu berücksich
tigen. Eine inhaltliche Verpflichtung hierzu wird nicht 
begründet, jedoch wird durch die verpflichtende Trans-
parenz und – ähnlich der Regelung über die Corporate 
Governance – durch das Erfordernis einer Entspre-
chenserklärung (»report or explain«) ein gewisser Anreiz 
ausgeübt, sich erwartungskonform zu verhalten. 

Gründe für die Neuregelung 

Es stellt sich allerdings die Frage, weshalb der Gesetz-
geber anstelle von Regulierung zum Schutze der wich-
tigsten Gemeinwohlbelange überhaupt Bedarf für 
Publizitätsregeln zur Förderung der Gemeinwohlverant-
wortung der Unternehmen gesehen hat. Zwei Gründe 
sind hervorzuheben. 

Die moderne CSR stellt zum einen eine Reaktion auf 
neue Modelle der Staatlichkeit dar. In der modernen, 
zunehmend globalisierten Wirtschaft und Gesellschaft 
vermag der Staat zur Bewältigung seiner immer vielfäl-
tiger und komplexer gewordenen Aufgaben nicht mehr 
(allein) auf das klassische Instrument der Regulierung 
durch Ordnungsrecht zurückzugreifen. Er muss viel-
mehr weitgehend – als lediglich moderierender Staat – 
die Kooperation mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft 
suchen.

Zum anderen hat sich die Rolle der Unternehmen in der 
Gesellschaft in einer anderen Beziehung entscheidend 
verändert. Sie sind zu mächtigen sozialen Akteuren 
geworden, deren Geschäftstätigkeit und Einwirkung 
auf die Politik Fakten für die physische Umwelt und 
gesellschaftliche Entwicklung setzt, und die zunehmend 
unabhängig von Bindungen an das nationale Territorium 
handeln. Jedoch ist auch eine Öffnung gegenüber dem 
gesellschaftlichen Umfeld erfolgt. Spätestens mit der 
Durchsetzung moderner Kommunikationstechniken 
(»Wissensgesellschaft«) wird das Unternehmen trotz 
seiner gestiegenen Macht in wachsendem Maße von 
den gewandelten Wertvorstellungen der Zivilgesell-
schaft, insbesondere auch solchen über verantwort
liches Wirtschaften, abhängig. Hieraus resultiert die 
Forderung nach einer größeren sozialen Verantwortlich-
keit der Unternehmen. » 
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Prof. Dr. Eckard Rehbinder, emeritierter Professor für Wirt-
schafts- und Umweltrecht an der Goethe-Universität 
Frankfurt am Main; Mitglied der Forschungsstelle für Umwelt-
recht am Fachbereich Rechtswissenschaft; von 1987 bis 2002 
Mitglied, von 1996 bis 2002 auch Vorsitzender des Sachver-
ständigenrats für Umweltfragen



Erwartungen

Die mit dem Modell der regulierten Eigenverantwortung 
verbundenen Erwartungen richten sich einmal darauf, 
dass die Pflicht zur Berichterstattung die Unternehmen 
anregt, die soziale Verantwortung als Bestandteil der 
Unternehmenspolitik zu thematisieren. Als Folgewir-
kung erwartet man die Entwicklung einer anspruchsvol-
len und in der Unternehmenspraxis auch umgesetzten 
Unternehmenspolitik in dieser Richtung und insgesamt 
eine neue Unternehmenskultur. Man hofft also darauf, 
dass sich die langfristige Profitabilität des Unterneh-
mens mit Umweltschutz, sozialer Gerechtigkeit, ethi-
scher Verantwortung und Integrität harmonisieren 
lässt. Diese Hoffnung ist allerdings zu relativieren. 

In einer Marktwirtschaft kann ein Unternehmen nur 
bestehen, wenn es letztlich profitabel ist. Zwar legen 
empirische Studien eine positive Beziehung zwischen 
freiwilligen Maßnahmen des betrieblichen Umwelt-
schutzes und Profitabilität nahe. Die Wahrnehmung von 
sozialer Verantwortung im Unternehmen trägt unter 
den Rahmenbedingungen einer Wissensgesellschaft, 
insbesondere aufgrund zunehmender Sensibilisierung 
für das Konzept der Nachhaltigkeit, durch Imagevorteile 
und neue Geschäftschancen zum langfristigen Unter-
nehmenserfolg bei. Allgemein müssen die Unterneh-
men auch davon ausgehen, dass ihr langfristiges Über-
leben von einer nachhaltigen Entwicklung von Wirtschaft 
und Gesellschaft abhängt. Diese grundsätzlich beste-
hende Anreizstruktur bietet allerdings keine Gewähr 
dafür, dass die Unternehmen ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung gerecht werden, und besagt wenig über 
das Ausmaß, in welchem sie dies tun werden. 

Mögliche Wirksamkeitsdefizite

Art und Umfang des unternehmerischen Engagements 
für CSR hängen auch vom Geschäftsmodell des Unter-
nehmens, vom Zeithorizont der Unternehmensplanung 
und von den Wettbewerbsbedingungen ab. Es gibt 
Geschäftsmodelle, die nachhaltigem Wirtschaften eher 
zuträglich sind als andere. Das Geschäftsmodell ist 
zwar nicht unverrückbar, wie Beispiele fundamentaler 
Umorientierungen von Unternehmen zeigen, stellt aber 
doch eine erhebliche Barriere dar. Der Zeithorizont der 
Unternehmensplanung als Referenzdatum für den wirt-
schaftlichen Unternehmenserfolg kann kaum völlig 
unabhängig von den Märkten bestimmt werden. Märkte 
mit langen Innovationszyklen gestatten eher als solche 
mit kurzen Innovationszyklen ein langfristiges Denken. 
Die globale Wettbewerbsfähigkeit einer Branche und 
eines Unternehmens dürfte ein wichtiger positiver Fak-
tor für die Entwicklung einer anspruchsvollen CSR-Poli-
tik in den Unternehmen sein. Ein bestehender Wett
bewerbsdruck hat dagegen eine potenziell limitierende 
Funktion. 

All das legt eine gewisse Skepsis hinsichtlich der Wirk-
samkeit der nichtfinanziellen Berichterstattung nahe. Es 
ist zu erwarten, dass die Unternehmen zwar auf öffent-
lichkeitswirksame Verstöße gegen ethische, Umwelt- 
und Menschenrechtsanforderungen durch gemeinwohl-
konformes Verhalten reagieren werden. Im Übrigen ist 
es wahrscheinlich, dass sie Mitnahmeeffekte wahrneh-
men und bloße Abmilderungsmaßnahmen statt funda-
mentaler Änderungen ihrer Unternehmenspolitik bevor-
zugen werden. Die Entsprechenserklärung schützt nur 
gegen den völligen Ausfall einer Unternehmenspolitik 
hinsichtlich der einzelnen CSR-Belange. Es lässt sich 
nicht ausschließen, dass die nichtfinanzielle Bericht
erstattung in der Wirtschaft als eine Möglichkeit miss-
verstanden wird, die CSR-Erfolge des Unternehmens 
herauszustellen, Defizite und Risiken in dieser Hinsicht 
aber zu verschweigen oder zu bagatellisieren, etwa 
durch extensive Nutzung des § 289e HGB, der das 
Weglassen nachteiliger Angaben in gewissem Umfang 
zulässt (»Greenwashing«). Der Abgasskandal in der 
deutschen Automobilindustrie gibt solchen Vermutun-
gen Nahrung. Unternehmen, die sich schon der ord-
nungsrechtlichen Regulierung durch technische Mani-
pulationen entziehen, kann man kaum darin vertrauen, 
dass ihre CSR-Berichterstattung korrekt und vollständig 
sein wird und schon gar nicht, dass sie Nachhaltigkeits-
ziele zulasten ihrer kurzfristigen Profitabilität verfolgen 
werden. 

Eine neue Rolle für den Aufsichtsrat

Angesichts dieser Zweifel an der Wirksamkeit der nicht-
finanziellen Berichterstattung hätte es nahegelegen, 
dass der deutsche Gesetzgeber in Ausübung des Wahl-
rechts, das die CSR-Richtlinie den Mitgliedstaaten ein-
räumt, eine inhaltliche Prüfung der nichtfinanziellen 
Erklärung vorgeschrieben hätte. Nach dem Gesetz 
beschränkt sich die Prüfung aber auf die Frage, ob über-
haupt ein Bericht erstattet worden ist. Bei dieser Sach-
lage kommt dem Aufsichtsrat eine entscheidende 
Verantwortung für die Integrität der nichtfinanziellen 
Erklärung zu. Das Umsetzungsgesetz hat die Prüf- und 
Überwachungsfunktion des Aufsichtsrats verstärkt. 
Dies gilt unabhängig davon, ob die nichtfinanzielle 
Erklärung Teil des Lageberichts oder eines separaten 
Berichts, z. B. eines Nachhaltigkeitsberichts, ist. Die 
nichtfinanzielle Erklärung ist dem Aufsichtsrat vorzu
legen und er hat sie inhaltlich zu prüfen.1 Er kann auch 
eine externe inhaltliche Überprüfung in Auftrag geben.2 
Dies wird er aufgrund seiner Bindung an das Unterneh-
mensinteresse, das die Berücksichtigung des Gemein-
wohls umfasst, zu tun haben, wenn ernstliche Zweifel 
an der Richtigkeit und Vollständigkeit der nichtfinanziel-
len Erklärung bestehen.  «

1	 Vgl. § 170 Abs. 1 S. 2, § 171 Abs. 1 S. 4 AktG

2	 Vgl. § 111 Abs. 2 S. 2 AktG
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Eine unliebsame Berichtspflicht –  
und welche Chancen für Unternehmen 
darin liegen

Marlehn Thieme

Marlehn Thieme (links im Bild) ist seit 2003 Mit-
glied des Rates der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und seit 2004 Mitglied im Rat für 
Nachhaltige Entwicklung. Seit 2012 ist sie die Vor-
sitzende des Rates und wurde 2013 und 2016 
wiedergewählt. Von 1986 bis Ende 2013 arbeitete 
die Juristin bei der Deutsche Bank AG als Direk
torin im Bereich Corporate Social Responsibility 
und als Mitglied des Aufsichtsrats. Marlehn 
Thieme ist Aufsichtsratsvorsitzende der Bank für 
Kirche und Diakonie (KD-Bank) und Vorsitzende 
des ZDF-Fernsehrats. Sie ist Mitglied des High-
tech-Forums, dem zentralen Beratungsgremium 
der Bundesregierung für Innovation, sowie der 
Nationalen Plattform Bildung für nachhaltige 
Entwicklung.

Große kapitalmarktorientierte Unternehmen sind ver-
pflichtet, ab dem Berichtsjahr 2017 über ihre Nachhal-
tigkeitsstrategie und einzelne Belange zu berichten. 
Das »Gesetz zur Stärkung der nichtfinanziellen Bericht-
erstattung der Unternehmen in ihren Lage- und Konzern-
lageberichten« rückt das Thema Nachhaltigkeit in den 
Fokus von Vorständen und Aufsichtsräten sowie in das 
Blickfeld insbesondere von Banken und Versicherun-
gen. Diese beiden Branchen hat die EU-Kommission 
vor allen Dingen ins Visier genommen, um mit einer er-
weiterten Risikowahrnehmung einer neuen Finanz- und 
Wirtschaftskrise vorzubeugen. Kapitalgeber und Inves-
toren werden mit der kommenden Berichtspflicht daran 
erinnert, dass in einer sozialen Marktwirtschaft ihre 
Geschäftstätigkeit nicht allein auf finanziellen Profit aus-
gerichtet sein darf, sondern auch gesellschaftlichen 
und ökologischen Nutzen stiften muss. 

Dadurch ergeben sich für mittelständische Unterneh-
men neue Chancen, aber auch neue Anforderungen. 
Denn einerseits können kleine und mittlere Unterneh-
men, die bereits ein integriertes Nachhaltigkeitsmanage-
ment aufgebaut haben, im Wettbewerb punkten, in-
dem sie diese Informationen strukturiert offenlegen. 
Andererseits können sie auch über Lieferketten von der 
Berichtspflicht erfasst werden. Sie müssen dann ihr 
Geschäftsmodell analysieren, im Hinblick auf Nachhal-
tigkeitsthemen im Kerngeschäft und ihren unterneh
merischen Kontext Chancen und Risiken identifizieren 
und berichten. Es steht zu erwarten, dass berichts-
pflichtige Unternehmen den Druck zur Offenlegung 
an die Lieferanten weitergeben. Einige Großunter-
nehmen haben bereits angekündigt, Lieferanten 
auszulisten, die nicht über Nachhaltigkeitsaspekte 
berichten. » 
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Viele Branchen haben sich – über den Aspekt der Lang-
fristigkeit hinaus – noch nicht mit Nachhaltigkeitsaspek-
ten beschäftigt. Wenn wir den MDAX oder TecDAX 
betrachten, berichten viele Unternehmen noch nicht 
dazu. 

Wo stehen kleine und mittlere Unterneh-
men in der Befassung mit Nachhaltig-
keitsthemen?

Viele Mittelständler verstehen sich zu Recht als ehrbare 
Kaufleute und wähnen sich damit gerüstet für die Be-
richtspflicht. Dieses Leitbild ist jedoch in Zeiten globaler 
Wirtschaftsbeziehungen und angesichts der Digitalisie-
rung nicht mehr ausreichend. Wirtschaft und Handel 
finden immer seltener im persönlichen Kontakt und in 
persönlicher Haftung statt. Das erfordert neue Formen 
von Datenpflege und -austausch.

Damit verbunden ist die Notwendigkeit, das unterneh-
merische Verständnis von Nachhaltigkeit weiterzuent-
wickeln. Angesichts der politischen Herausforderungen 
und guter Partnerschaft kann die Rolle der Wirtschaft 
für die Umsetzung der Agenda 2030 nicht hoch genug 
geschätzt werden. Wir brauchen neue politische Kon-
zepte und auch wirtschaftspolitische Ansätze, um die 
globalen Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen zu 
erreichen. Diese Sustainable Development Goals (SDGs) 
brauchen neue Partnerschaften zwischen Wirtschaft, 
Zivilgesellschaft und Politik, die Innovationen in Digitali-
sierung, bei Nachhaltigkeitsstandards in der Produktion 
und in der Infrastruktur hervorbringen. 

Für Akteure in Wirtschaft und Politik ist gleichermaßen 
wichtiger denn je, sich nicht auf Erreichtem auszuruhen, 
sondern den Wandel weiter voranzutreiben. Deutsch-
land verfehlt die selbst gesetzten Klimaziele. Aus dem 
Musterschüler wird schnell ein Nachsitzer, wenn wir 
nicht zügig die Transformationen jenseits des Energie-
systems auch bei Verkehr und Mobilität, Ernährung und 
Nahrungsmittelproduktion, Bauen, Wohnen und Flä-
chennutzung einleiten. Und das schließt in einer globa-
len Wirtschaft Aspekte wie Lieferketten, Menschen-
rechte, faire Produktionsbedingungen andernorts etc. 
mit ein. Verlagern wir die Kosten unserer Lebensstile 
nicht auf andere Länder und nachfolgende Generatio-
nen! Wir müssen lernen, die zeitlichen und globalen 
Wechselwirkungen und Konsequenzen von heutigen 
Entscheidungen stärker zu berücksichtigen. 

Die Berichterstattung ist daher nicht nur gut für 
die Transparenz des Unternehmens nach außen, 
sondern vor allem auch für die Steuerungsfähig-
keit nach innen. Es gibt einen deutlichen Trend: Immer 
mehr Unternehmen begreifen Nachhaltigkeit als Wett-
bewerbsvorteil, investieren in die Transformation und 
nutzen zum Monitoring den Deutschen Nachhaltigkeits-
kodex (DNK). 

Um es Unternehmen leicht zu machen, im Sinne des 
CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes zu berichten, bie-
tet der Nachhaltigkeitsrat den DNK an. Er ist Manage-
mentinstrument und Instrument für die Berichterstat-
tung in einer Hand. Der Kodex wirft ein Schlaglicht auf 
das Nachhaltigkeitsmanagement von Unternehmen 
und zeigt, wie weit die Unternehmen bereits in ihrem je 
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eigenen Prozess sind. Diese Informationen zu struktu-
rieren und vergleichbar aufzubereiten, leistet der Deut-
sche Nachhaltigkeitskodex (DNK). Er dient als Berichts-
standard für Nachhaltigkeitsaspekte und ermöglicht 
einen niedrigschwelligen Einstieg in das Nachhaltig-
keitsmanagement und die -berichterstattung sowie 
einen Vergleich der unternehmerischen Verantwor-
tung. Ziel des DNK ist nicht die Berichterstattung um 
ihrer selbst willen, sondern einen Wettbewerb um 
nachhaltiges Wirtschaften anzustacheln, der allen, den 
Unternehmen, der Gesellschaft und der Umwelt, nützt. 
Er zielt darauf, die Honorierung in erster Linie über den 
Markt und öffentliche Anerkennung zu organisieren; 
deshalb gewinnt der DNK zunehmend Bedeutung für 
Kapitalgeber und Finanzanalysten. Sie können mithilfe 
des Nachhaltigkeitskodex leichter Informationen zu 
ökologischen, sozialen und Governance-Aspekten (ESG) 
in Unternehmensanalysen einbeziehen. Er eignet sich 
als Bewertungsgrundlage im Portfoliomanagement, bei 
Unternehmensanleihen, in der Kreditvergabe und bei 
Anlegerinformationen. 

Diese Struktur möchte der Rat für Nachhaltige Entwick-
lung weiter stärken. Hier hilft die öffentlich einsehbare 
DNK-Datenbank. Aktuell berichten 231 Unternehmen 
nach dem DNK – die Anwenderzahl wird aber nicht zu-
letzt aufgrund des stetig steigenden Interesses und der 
CSR-Berichtspflicht deutlich ansteigen. Das zeigt der 
rasche Anstieg der sich registrierenden Unternehmen 
in der Datenbank bereits.  «
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Klimawandel als systemisches 
Risiko – neue Angaben  
in der Finanzberichterstattung

Christian Hell 
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Waldbrände in Portugal, Dürren in Italien, Hurrikane am Golf von Mexiko – 
der Klimawandel ist schon heute in unserem Alltag angekommen, 2017 
wird wahrscheinlich das zweitwärmste Jahr seit Beginn der Temperatur
messungen. Die daraus resultierenden Risiken und Chancen wirken sich 
nicht nur auf Gesellschaft und Politik, sondern immer stärker auch auf  
die Geschäftsmodelle von Unternehmen aus. Dabei geht es nicht nur um 
physische/wetterbedingte Auswirkungen, sondern auch um die Frage, 
welche Rolle Unternehmen beim Übergang in eine dekarbonisierte 
Wirtschaft spielen – als Voraussetzung für das beim Klimagipfel in Paris 
beschlossene Zwei-Grad-Ziel.



Christian Hell ist Senior Manager im Bereich Sustainability 
Services der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft. 
Gemeinsam mit Experten und wissenschaftlichen Partnern 
unterschiedlicher Disziplinen entwickelt er Lösungen und 
toolbasierte Methoden für diese Herausforderung. 

Weitere Informationen unter http://hub.kpmg.de/tcfd

Klimawandel – finanzielle Auswirkungen 
und widerstandsfähige Geschäfts
modelle 

Die G20 haben den Klimawandel mit seinen physischen 
und Übergangsrisiken als systemisches Risiko identi
fiziert und das Financial Stability Board (FSB) beauf-
tragt, die Auswirkungen von Klimarisiken auf die Kapital-
märkte zu untersuchen. Als Ergebnis hat die dafür ins 
Leben gerufene Task Force on Climate-related Financial 
Disclosures (TCFD) im Juni 2017 Empfehlungen für die 
finanzbezogene Klimaberichterstattung über Klima
risiken und -chancen veröffentlicht. Demnach soll die 
Offenlegung mit der herkömmlichen Finanzberichter-
stattung verzahnt erfolgen. Der Fokus liegt auf Angaben 
zu den finanziellen Auswirkungen von Risiken und 
Chancen des Klimawandels und zur Widerstandskraft 
(Resilienz) von Geschäftsmodellen in unterschiedlichen 
Klimaszenarien. Die TCFD-Empfehlungen erfordern 
Angaben in den Bereichen:
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Unternehmensführung

Angaben zur Unter
nehmensführung für 

klimabezogene Risiken 
und Chancen der 

Organisation

Strategie

Angaben zu den tatsäch-
lichen und potenziellen 

Auswirkungen von 
klimabezogenen Risiken 

und Chancen auf das 
Geschäft, die Strategie 
und die Finanzplanung  

der Organisation, sofern 
diese wesentlich sind

Risikomanagement

Angaben zur Identifizie-
rung, Bewertung und 

Steuerung klima
bezogener Risiken der 

Organisation

Kennzahlen und Ziele

Angaben zu Kennzahlen 
und Zielen zur Bewertung 
und Steuerung relevanter 
klimabezogener Risiken 

und Chancen, sofern  
diese wesentlich sind

Klima wandelt Ihr Geschäft

Die wetterbedingten Folgen des Klimawandels haben 
sich in den letzten Jahrzehnten drastisch verschärft – 
mit erheblichen Folgen für die Wirtschaft. Alleine die 
gesamtwirtschaftlichen Schäden durch die Hurrikans 
Harvey und Irma werden auf 200 bis 300 Mrd. USD 
geschätzt. Kaum überraschend, dass der Klimawandel 

ein zentraler Punkt auf der globalen politischen Agenda 
ist: Beim Pariser Klimagipfel 2015 wurde ein globales 
Klimaziel beschlossen, der Temperaturanstieg soll auf 
maximal zwei Grad Celsius bis zum Ende des 21. Jahr-
hunderts begrenzt werden, um noch drastischere Kon-
sequenzen zu verhindern. Trotz des Ausstiegs der USA 
unter Trump bekennen sich die anderen Länder weiter-
hin zum Pariser Abkommen. »



Klimarisiken beeinflussen Investitions-
entscheidungen institutioneller Investoren 

Gleichzeitig entfaltet sich eine immer größer werdende 
Dynamik privatwirtschaftlicher Initiativen für eine Dekar-
bonisierung: Allen voran große institutionelle Anleger 
verfolgen Strategien, um die CO2-Intensität ihrer Invest-
mentportfolios zu reduzieren; im Rahmen des Montreal 
Carbon Pledge setzen sich über 120 institutionelle Inves-
toren mit einem verwalteten Gesamtvermögen von über 
10 Bio. USD für mehr Klimatransparenz ein; BlackRock 
legte Klimarisiken jüngst als eine der Prioritäten bei 
Investitionsentscheidungen fest. Gleichzeitig bieten 
sich neue Chancen, die Dekarbonisierung aktiv mit 
neuen Ideen und Technologien voranzutreiben und in 
das Kerngeschäft zu integrieren – bspw. steigerte die 
Allianz allein 2016 Investments in erneuerbare Energien 
um 1,9 Mrd. EUR auf mittlerweile 4,6 Mrd. EUR.

Aufsichtsräte in der Pflicht

Somit steigt der Druck durch Kapitalmarkt und Politik, 
obwohl die Berichterstattung gemäß TCFD-Empfehlun-
gen noch nicht verpflichtend ist. Aufsichtsräte sind schon 
heute gut beraten, sicherzustellen, dass finanzielle Kli-
marisiken und -chancen analysiert und konsequent auf 
höchster Ebene adressiert, die wesentlichsten Aspekte 
in Strategie und Risikomanagement integriert und trans
parent berichtet werden – dies steigert Klimaresilienz 
und sichert die langfristige Wettbewerbsfähigkeit.

Die TCFD-Empfehlungen bilden einen Leitfaden für die-
se komplexe Aufgabenstellung. Allerdings verfügen nur 
wenige Unternehmen schon heute über ein vertieftes 
Verständnis für Klimaszenarien und deren Auswirkun-
gen auf ihr Geschäftsmodell, geschweige denn eine 
Methodik zur Quantifizierung der Folgen entlang globa-
ler Wertschöpfungsketten. 

Die Bewältigung der Aufgabe erfordert die Expertise, 
Zusammenarbeit und Integration von Verantwortlichen 
aus den unterschiedlichsten Bereichen in Unterneh-
men.  «
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Wesentliche Herausforderungen 
der finanzbezogenen Klimabericht-
erstattung:

•	I dentifizierung und Priorisierung wesentli-
cher Chancen und Risiken

•	I ntegration des Klimawandels in Strategie, 
Finanzplanung und Risikomanagement

•	E rmittlung der Widerstandskraft (Resilienz) 
des Geschäftsmodells in unterschiedlichen 
Klimaszenarien

•	Q uantifizierung der finanziellen Auswirkun-
gen der Klimarisiken und -chancen auf Bilanz 
und GuV

Folgende Fragen sollten Aufsichtsräte mit 
dem Vorstand diskutieren:

•	 Was sind die wesentlichsten Klimarisiken und -chancen für 
das Geschäftsmodell?

•	I nwieweit sind die Chancen und Risiken in Strategie und 
Risikomanagement berücksichtigt?

•	Z u welchem Grad sind ineinandergreifende politische, 
sozioökonomische, physische und technologische 
Klimafaktoren in Szenarien untersucht und deren Wirkung 
auf das Geschäftsmodell analysiert worden?

•	A n welchen Stellen in der Organisation und Prozessland-
schaft des Unternehmens wirken Klimarisiken und -chancen 
konkret, welche Wirkungsketten ergeben sich daraus?

•	 Welche Steuerungsgrößen und -ziele können eingesetzt 
werden, um die Resilienz des Geschäftsmodells gegen 
Klimarisiken zu messen und voranzutreiben?

•	I n welche Mechanismen der Corporate Governance sind 
wesentliche klimarelevante Aspekte integriert?

•	I nwieweit werden solche Informationen in der Finanzbe
richterstattung bereits adressiert und wo bestehen Lücken 
bzgl. der TCFD-Empfehlungen?
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Europäische Initiative zu »Sustainable 
Finance« als neuer Treiber für 
verpflichtende CSR-Berichterstattung

Georg Lanfermann

Die Europäische Kommission hat im Dezember 2016 
eine High-Level-Expertengruppe (HLEG) zum Thema 
Nachhaltiges Finanzwesen (Sustainable Finance) ein
gerichtet, sodass Umwelt-, Sozial- und Governance-
Belange stärker bei Investments berücksichtigt werden. 
Zweck der HLEG ist es, der Kommission Politikempfeh-
lungen zu unterbreiten, um eine Strategie zur Förderung 
der nachhaltigen Finanzierung von Unternehmen zu 
entwickeln. Im Juli 2017 hat die HLEG einen Zwischen-
bericht veröffentlicht, der die besonderen Chancen und 
Herausforderungen im Rahmen der Erarbeitung einer 
auf Nachhaltigkeit ausgerichteten Strategie beleuchtet. 
Der Zwischenbericht wurde im Zuge einer Brüsseler 
Kommissionskonferenz Mitte Juli 2017 vorgestellt. Die 
Inhalte des Zwischenberichts berühren auch die CSR-
Berichterstattung der Unternehmen. Dabei spielt ins
besondere der im Juni 2017 beim Hamburger G20-Tref-
fen vorgestellte Endbericht der Taskforce zu Climate 
Related Financial Disclosures (TCFD) eine Rolle, in dem 
Offenlegungen der Unternehmen zur klimabezogenen 
Governance, Strategie, zu Risikomanagement und 
Messgrößen empfohlen werden. Im Zentrum der Gover
nance-Maßnahmen der TCFD stehen Angaben zur Über-
wachung klimabezogener Chancen und Risiken durch 
das Board sowie entsprechende Angaben zum Umgang 
des Managements mit diesen. Nicht zu vernachlässi-
gen sind aber auch zusätzliche Berichtsanforderungen 

resultierend aus weiter gehenden Informationsinteres-
sen von Stakeholdern – insbesondere von Anlegern, die 
infolge der europäischen Initiative CSR-Chancen und 
-Risiken stärker in ihr Investitionskalkül einbeziehen 
werden müssen. Es wird allgemein erwartet, dass die 
Europäische Kommission in diesem Zusammenhang 
auch die CSR-Richtlinie überarbeiten und dabei weiter 
gehende inhaltliche CSR-Berichterstattungspflichten 
vorschlagen wird. Die HLEG führte bis zum 20.9.2017 
eine Konsultation zum Zwischenbericht durch. Der 
Abschlussbericht der HLEG und ein diesbezüglicher 
Aktionsplan der Europäischen Kommission werden für 
Ende 2017 / Anfang 2018 erwartet.  «

Zur Person von Georg Lanfermann siehe Seite 12

 quellenhinweis

EU High-Level Expert Group on Sustainable 
Finance, Financing a sustainable European 
economy, Interim Report, July 2017

Link: https://ec.europa.eu/info/
publications/170713-sustainable-finance-
report_en

https://ec.europa.eu/info/publications/170713-sustainable-finance-report_en
https://ec.europa.eu/info/publications/170713-sustainable-finance-report_en
https://ec.europa.eu/info/publications/170713-sustainable-finance-report_en


Nachhaltigkeitsberichterstattung  
in Deutschland

Simone Fischer und Carmen Auer

Mit dem CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz findet die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung Eingang in die gesetz-
lichen Regularien. Freiwillige Nachhaltigkeitsberichter-
stattung hat in Deutschland bereits eine lange Tradition. 
KPMG wertet seit 1993 regelmäßig die Berichterstat-
tung der jeweils 100 umsatzstärksten Unternehmen 
(N100) aus, inklusive der DAX30.1 Der Anteil der Unter-
nehmen, die systematisch zu Nachhaltigkeit berichten, 
hat sich von 67 Prozent im Jahr 2013 über 69 Prozent 
2015 auf 73 Prozent im Jahr 2017 erhöht. Eine systema-
tische Berichterstattung zeichnet sich durch eine me-
thodische Auswahl der zu berichtenden Aspekte, die 
Beschreibung von Managementansätzen 2 für diese 
Aspekte sowie durch die Darstellung der erzielten Er-
gebnisse, z. B. in Form von Leistungsindikatoren, aus. 
Sie beschreibt zudem konsistent die qualitativen oder 
quantitativen Fortschritte bezüglich formulierter Ziele. 
Von den N100 sind 68 Unternehmen von der gesetzli-
chen Berichtspflicht betroffen, 87 Prozent dieser Unter-
nehmen berichten bereits systematisch über ihre Nach-
haltigkeit.

Im internationalen Vergleich liegt Deutschland mit 73 
Prozent eher im hinteren Mittelfeld. In vielen Ländern, 
wie UK, Frankreich, Südafrika oder Indonesien liegt die 
Quote der Berichterstatter aufgrund gesetzlicher Vor-
schriften bereits deutlich über 90 Prozent. Einen weite-
ren Anstieg erwarten wir zukünftig auch für die Unter-
nehmen in Deutschland.

Simone Fischer, Wirtschaftsprüferin, ist Partnerin 
der KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
und Head of Sustainability Services Germany. 
Sie betreut sowohl Einzel- und Konzernabschluss-
prüfungen internationaler börsennotierter 
Unternehmen sowie die Beratung und Prüfung 
zu allen Themen der Nachhaltigkeit.

Berichtsformate

Das primäre Berichtsformat für die N100- sowie für die 
DAX30-Unternehmen ist mit 80 Prozent der klassische 
separate Nachhaltigkeitsbericht (Print, PDF oder Web-
seite). Die anderen 20 Prozent berichten im Geschäfts-
bericht. Neun Unternehmen nennen ihren Bericht einen 
»Integrierten Bericht«, vier davon wenden (zumindest 
in Teilen) das International Integrated Reporting Frame-
work des International Integrated Reporting Council 
(IIRC) an.

80 Prozent der Unternehmen, die einen separaten 
Bericht als primäres Informationsinstrument veröffent
lichen, nutzen den Geschäftsbericht zusätzlich zur 
verkürzten Kommunikation von Nachhaltigkeitsinforma-
tionen. 

Berichtsstandards

Der Leitfaden bzw. die Standards der Global Reporting 
Initiative waren und bleiben der De-facto-Standard für 
die Nachhaltigkeitsberichterstattung. Wie auch vor zwei 
Jahren nutzt die deutliche Mehrheit der Berichterstatter 
(85 Prozent) das Rahmenwerk der GRI. GRI bietet zwei 
Optionen zur Berichterstattung: »Core« als Basisvariante 
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1	 Die N100 bilden die in Deutschland ansässigen umsatzstärksten Unterneh-
men ab, unabhängig von der jeweiligen Eigentümerstruktur. Für die Infor
mationen über das Jahr 2017 haben wir Unternehmensinformationen mit 
Nachhaltigkeitsbezug analysiert, die bis zum 30.6.2017 veröffentlicht wurden.

2	 Neben der Angabe, warum ein Thema wesentlich ist, beschreiben Manage-
mentansätze, wie ein Unternehmen mit dem Thema umgeht, d. h. beispiels-
weise interne Richtlinien, Definition von Verantwortlichkeiten und Zielen 
sowie geplante und durchgeführte Maßnahmen.

Entwicklung der Berichterstattung	   = DAX30        = N100     

Quelle: interne KPMG-Auswertung

2013 20172015

97 % 97 % 97 %

67 % 69 % 73 %



Carmen Auer ist Managerin im 
Bereich Sustainability Services 
der KPMG AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft. Sie prüft und 
berät Unternehmen rund um 
das Themenfeld Nachhaltigkeit 
und begleitet aktuell viele 
Mandanten bei der Umsetzung 
der CSR-Richtlinie.

oder »Comprehensive«, welche u. a. zusätzliche Anga-
ben zur Unternehmensstrategie, Governance und Ethik 
verlangt. Der Großteil der Anwender (80 Prozent) hat 
sich für die »Core«-Option entschieden. Zwei Unter-
nehmen haben bereits die neuen für 2018 verpflichtend 
anzuwendenden GRI Standards (SRS) frühzeitig freiwil-
lig angewendet. 

Externe Prüfung

International wie auch in Deutschland steigt die Ten-
denz, Nachhaltigkeitsberichte einer freiwilligen Prüfung 
zu unterziehen. Während 2015 48 Prozent eine externe 
Prüfung beauftragten, waren es 2017 bereits 53 Pro-
zent. Bei den DAX30-Unternehmen liegt die Prüfquote 
im Jahr 2017 bei 80 Prozent. Mit wenigen Ausnahmen 
wurden Wirtschaftsprüfungsgesellschaften als externe 
Prüfer beauftragt (94 Prozent). Diese wendeten in der 
Regel den Prüfungsstandard »International Standard on 
Assurance Engagements (ISAE) 3000« an. Hinsichtlich 
der Prüfungstiefe überwiegt zurzeit die Prüfung mit 
begrenzter Sicherheit (Limited Level of Assurance). Ein 
Unternehmen lässt ausgewählte Indikatoren mit hinrei-
chender Sicherheit (Reasonable Level of Assurance) 
prüfen. Der Prüfungsumfang umfasst bei einigen Unter-
nehmen den gesamten Bericht (13 Prozent), die Mehr-
zahl fokussiert auf wesentliche Themenfelder bzw. 
Kapitel. 

Die Durchführung einer externen Prüfung soll den ver-
öffentlichten Informationen mehr Glaubwürdigkeit ver-
leihen. Gleichzeitig bietet sie eine gute Möglichkeit zur 
kontinuierlichen Qualitätsverbesserung der Prozesse 
und Systeme der Nachhaltigkeitsberichterstattung. 

Es ist für die nächsten Jahre zu erwarten, dass Auf-
sichtsräte zur Erfüllung ihrer Prüfpflicht der nichtfinan
ziellen Erklärung nach § 171 Abs. 2 S. 4 AktG vielfach 
die Option zur Beauftragung eines externen Prüfers 
(gemäß § 111 Abs. 2 S. 4 AktG) zur Unterstützung ihrer 
Aufgabe wählen werden. 

Positiver Einfluss auf Nachhaltigkeits
performance und -berichterstattung

Das CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz wird die Nach-
haltigkeitsberichterstattung in Deutschland verändern. 
Viele Unternehmen haben Nachhaltigkeit bereits in  
ihre Unternehmensstrategie integriert und nutzen die 
Berichterstattung aktiv zur Steuerung und zur Kom
munikation mit diversen Anspruchsgruppen. 

Die explizite gesetzliche Verankerung der Nachhaltig-
keitsberichterstattung in Form der nichtfinanziellen Erklä-
rung in die Unternehmens-Governance bis hin zur Über-
wachung der Berichterstattung durch den Aufsichtsrat 
wird die Nachhaltigkeitsperformance der Unternehmen 
und die Berichterstattung darüber unseres Erachtens 
sehr positiv beeinflussen.  «
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50 %

Prüfungsumfang	    = N100       = DAX30     

Quelle: interne KPMG-Auswertung; Basis: Unternehmen mit externer Prüfung
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Das CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz (CSR-UG)1 
bringt für ca. 550 deutsche Unternehmen für das aktu-
elle Geschäftsjahr 2017 neue Berichtspflichten, wobei 
der Abschlussprüfer nach § 317 (2) HGB lediglich prüfen 
muss, ob die nichtfinanzielle Erklärung vorgelegt wurde, 
während der Aufsichtsrat nach § 171 (1) AktG die CSR-
Angaben auch inhaltlich zu prüfen hat. 

Berichtsformat

Nichtfinanzielle (Konzern-)Erklärung im 
(Konzern-)Lagebericht

Gemäß § 289b (1) bzw. § 315b (1) HGB kann die nicht
finanzielle (Konzern-)Erklärung im (Konzern-)Lagebe-
richt wie folgt abgegeben werden:

•	 Integration der nichtfinanziellen Angaben an verschie-
denen, sachlich zusammengehörigen Stellen des 
(Konzern-)Lageberichts oder

•	 Erweiterung des (Konzern-)Lageberichts um einen 
besonderen CSR-Abschnitt.

Gemäß § 289b (1) S. 3 bzw. § 315b (1) S. 3 HGB darf 
auf die an anderer Stelle im (Konzern-)Lagebericht ent-
haltenen nichtfinanziellen Angaben verwiesen werden, 
wenn die nichtfinanzielle (Konzern-)Erklärung einen be-
sonderen Abschnitt im (Konzern-)Lagebericht bildet.

1	 Vgl. zum Anwendungsbereich, zum Berichtsinhalt und -format des CSR-
UG: Blöink, T. / Halbleib, A.: Umsetzung der sog. CSR-Richtlinie 2014 / 95 / EU: 
Aktueller Überblick über die verabschiedeten Regelungen des CSR-Richt
linie-Umsetzungsgesetzes, in: Der Konzern, 2017, S. 182 ff.; Kajüter, P.: 
Nichtfinanzielle Berichterstattung nach dem CSR-Richtlinie-Umsetzungs-
gesetz, in: Der Betrieb, 2017, S. 617 ff.; Hennrichs, J.: CSR-Umsetzung – 
Neue Pflichten für Aufsichtsräte, in: NZG, 2017, S. 841 ff.; Velte, P.: Prüfung 
der nichtfinanziellen Erklärung nach dem CSR-Richtlinie-Umsetzungs
gesetz, in: IRZ, 2017, S. 325 f.; Richter, N. / Johne, A. / König, C.: Umsetzung 
der CSR-Richtlinie in nationales Recht, in: WPg, 2017, S. 566 ff. sowie die 
Verlautbarungen des DRSC: E-DRÄS 8, 2017 und das IDW Positionspapier: 
Pflichten und Zweifelsfragen zur nichtfinanziellen Erklärung als Bestandteil 
der Unternehmensführung (Stand: 14.6.2017). Zur Unternehmensbericht
erstattung hinsichtlich CSR-Themen vor Verabschiedung des CSR-UG vgl. 
EY: Die CSR-Richtlinie setzt neue Maßstäbe, 2015 

Gesonderter nichtfinanzieller (Konzern-)Bericht

Gemäß § 289b (3) bzw. § 315b (3) HGB kann auch ein 
gesonderter nichtfinanzieller (Konzern-)Bericht außer-
halb des Lageberichts erstellt werden, wenn die folgen-
den Voraussetzungen erfüllt sind:

•	 der gesonderte nichtfinanzielle (Konzern-)Bericht 
erfüllt die inhaltlichen Vorgaben nach § 289c bzw.  
§ 315c i.V. m. § 289c HGB und

•	 die Kapitalgesellschaft / das Mutterunternehmen 
macht den gesonderten nichtfinanziellen Bericht 
öffentlich zugänglich durch

– �gemeinsame Offenlegung mit dem (Konzern-)Lage-
bericht nach § 325 HGB oder

– �Veröffentlichung auf der Internetseite der Kapital-
gesellschaft / des Mutterunternehmens spätestens 
vier Monate nach dem Abschlussstichtag und min-
destens für zehn Jahre, sofern der (Konzern-)Lage-
bericht auf diese Veröffentlichung unter Angabe der 
Internetseite Bezug nimmt.2

Da die Entscheidung über das Berichtsformat Konse-
quenzen für die Prüfungspflichten des Aufsichts-
rats hat, entscheidet der Vorstand hierüber i. d. R. ein-
vernehmlich mit dem Aufsichtsrat. Wie sich die 
Unternehmenspraxis hinsichtlich des Berichtsformats 
nach dem CSR-UG entwickeln wird, bleibt daher abzu-
warten. Bereits heute veröffentlichen viele Unterneh-
men einen gesonderten CSR-Bericht mit mehreren 
Doppelnennungen im (Konzern-)Lagebericht, während 
andere Gesellschaften die CSR-Angaben bereits derzeit 
in ihren (Konzern-)Lagebericht vollständig integrieren.3 »

2	 § 289b (1) S. 3 bzw. § 315b (1) S. 3, die §§ 289d und 289e sowie § 298 (2) 
HGB sind auf den gesonderten nichtfinanziellen (Konzern-)Bericht entspre-
chend anzuwenden.

3	 Vgl. EY: Die CSR-Richtlinie setzt neue Maßstäbe, 2015

Prof. Dr. Bernhard Pellens, Ruhr-Universität 
Bochum, Vorsitzender des Prüfungsaus-
schusses der thyssenkrupp AG
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Prüfungspflichten für den Aufsichtsrat 

Inhaltliche Prüfungspflicht

Trotz anderslautender Bemühungen4 hat der deutsche 
Gesetzgeber in § 171 (1) AktG dem Aufsichtsrat eine 
inhaltliche Prüfungspflicht der nichtfinanziellen (Kon-
zern-)Berichterstattung auferlegt. Ob dies dieselbe 
Intensität wie bei der Prüfung von (Konzern-)Abschluss 
und (Konzern-)Lagebericht erfordert, ist unklar. So wird 
argumentiert, dass der Gesetzgeber »Niveaugefälle« 
hinsichtlich der Prüfungsqualität zum Jahres- bzw. Kon-
zernabschluss »sehenden Auges in Kauf« nehme, da  
er keine externe Pflichtprüfung der nichtfinanziellen 
(Konzern-)Berichterstattung durch den Abschlussprüfer 
(oder einen anderen externen Experten) vorschreibt.56 

Der Aufsichtsrat käme hiernach seiner Prü-
fungspflicht bereits durch kritisches Lesen, 
entsprechende Plausibilitätsprüfungen und 
ggf. aktives Nachfragen nach. Eigene Prü-
fungshandlungen wie ein Abschlussprüfer 
hätte der Aufsichtsrat nicht vorzunehmen.6

Das IDW geht davon aus, dass die »Prüfung 
durch den Aufsichtsrat […] neben der Ord-
nungsmäßigkeit der Berichterstattung auch 
deren Zweckmäßigkeit« umfasst.

»Die nichtfinanzielle Erklärung ist ordnungsmäßig auf-
gestellt, wenn die einschlägigen Anforderungen des 
HGB eingehalten wurden. Die berichteten Inhalte sind 
zweckmäßig, wenn sie den Unternehmenszielen 
entsprechen.«7 

Interne oder externe Unterstützung für den 
Aufsichtsrat

Unstreitig scheint, dass die Prüfungspflicht den gesam-
ten Aufsichtsrat betrifft und er dem Prüfungsausschuss 
lediglich vorbereitende Arbeiten übertragen kann.8 
Demnach hat der Aufsichtsrat zu entscheiden, ob er die 

4	 Vgl. u. a. die Prüfungsausschussvorsitzenden der DAX-30-Unternehmen: 
Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
nichtfinanziellen Berichterstattung der Unternehmen in ihren Lage- und 
Konzernlageberichten (CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz)

5	 Vgl. Hüffer / Koch: Aktiengesetz, 12. Aufl., 2016, § 171 AktG Rn. 11; so wäre 
auch zu erklären, dass die DPR im Rahmen des Enforcement lediglich prüft, 
ob eine nichtfinanzielle (Konzern-)Erklärung vorliegt.

6	 Vgl. Hennrichs, J.: CSR-Umsetzung – Neue Pflichten für Aufsichtsräte, in: 
NZG, 2017, S. 845 f.

7	 Vgl. IDW Positionspapier: Pflichten und Zweifelsfragen zur nichtfinanziellen 
Erklärung als Bestandteil der Unternehmensführung (Stand: 14.6.2017), S. 8

8	 Vgl. IDW Positionspapier: Pflichten und Zweifelsfragen zur nichtfinanziellen 
Erklärung als Bestandteil der Unternehmensführung (Stand: 14.6.2017), S. 7 f.

inhaltliche Prüfung des CSR-Berichts ggf. mit interner 
Unterstützung, z. B. durch die Interne Revision, hin-
sichtlich der Einheitlichkeit der Definitionen bzw. der 
Ermittlungsprozesse selbst vornimmt  

und / oder

hierfür einen externen Prüfer beauftragt. Bei (zusätzli-
cher) externer Prüfung wäre noch zu entscheiden, 

•	 ob hierfür der eigene Abschlussprüfer oder ein ande-
rer externer Prüfer gewählt wird;

•	 welcher Soll-Maßstab und welche Prüfungsintensi-
tät (hinreichende oder begrenzte Prüfungssicherheit) 
beauftragt werden sollen;

•	 ob die externe Prüfung jährlich mit dem Jahres- bzw. 
Konzernabschluss oder ggf. fallweise, z. B. als Prü-
fungsschwerpunkt des Aufsichtsrats bei der erstma-
ligen Erstellung, erfolgen soll.

Mögliche Gründe für externe Prüfung

Für diese Aufsichtsratsentscheidungen liegen bisher 
keine Best Practice-Lösungen vor. Weniger die Haf-
tungsrisiken für den Aufsichtsrat9 als vielmehr die 
Reputationsrisiken für das Unternehmen und dessen 
Organe sowie Glaubwürdigkeitsaspekte für die 
Adressaten der CSR-Angaben könnten für eine (zusätz-
liche) externe Prüfung sprechen. In diesem Fall müsste 
der Aufsichtsrat über die hierfür anfallenden Prüfungs-
kosten und zu vereinbarenden Haftungsfragen des 
externen Prüfers entscheiden.

Auch die Vorstandsentscheidung über das CSR-
Berichtsformat beeinflusst die Entscheidung des Auf-
sichtsrats zur externen Prüfung. Wenn der Vorstand 
z. B. eine (vollständige oder gesonderte) Integration des 
CSR-Berichts in den (Konzern-)Lagebericht wählt, müss-
ten diese Passagen besonders kenntlich gemacht wer-
den, wenn sie nicht oder nur mit begrenzter Prüfungs
sicherheit vom Abschlussprüfer geprüft werden (sollen). 
Ist diese Kenntlichmachung für einen gesonderten Teil 
im (Konzern-)Lagebericht noch leicht,10 wird dies bei 
einer vollständigen Integration der CSR-Angaben in den 
Lagebericht schwer möglich und für die Adressaten 
ggf. sehr verwirrend.

Sofern der Aufsichtsrat für die Prüfung der im Lagebe-
richt integrierten CSR-Angaben einen anderen exter-
nen Prüfer als den Abschlussprüfer beauftragt, stellt 

9	 Vgl. Hennrichs, J.: CSR-Umsetzung – Neue Pflichten für Aufsichtsräte, in: 
NZG, 2017, S. 846	

10	Vgl. so z. B. die Angaben des Abschlussprüfers zum Corporate Governance-
Bericht im Abschlusstestat
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sich zudem die Frage, ob und ggf. wie dessen Prü-
fungsurteil gegenüber den Abschlussadressaten kom-
muniziert wird.11 Vor diesem Hintergrund und aufgrund 
der Tatsache, dass der eigene Abschlussprüfer die im 
Lagebericht bislang schon enthaltenen CSR-Angaben 
geprüft und zudem weitreichende Kenntnisse über das 
Unternehmen und dessen Prozesse erlangt hat, spricht 
vieles dafür, diesem den entsprechenden Prüfungsauf-
trag zu erteilen.12

Weil einzelne Berichtselemente aus dem CSR-UG 
bereits derzeit (verpflichtender oder freiwilliger) Teil des 
Lageberichts sind (wie insbesondere die Erläuterung 
des Geschäftsmodells sowie die gemäß §§ 289 (3), 315 
(3) HGB i.V. m. DRS 20 bereits zu veröffentlichenden 
nichtfinanziellen Leistungsindikatoren), unterliegen sie 
bereits de lege lata der gesetzlichen Pflichtprüfung 
durch den Abschlussprüfer. Daher wäre zunächst unter-
nehmensindividuell zu prüfen, welche zusätzlichen 
Berichtspflichten das CSR-UG rechtstatsächlich über-
haupt noch auslöst. 

Die Entscheidung über eine freiwillige – gesondert zu 
vergütende – externe Prüfung der bisher nicht im Lage-
bericht enthaltenen CSR-Berichtsteile obliegt dann 
gemäß § 111 (2) AktG dem Aufsichtsrat. Für sie gilt 
weder § 323 HGB noch wäre der CSR-Prüfer mangels 
Qualifikation als »Abschlussprüfer« i. S. des § 119 (1)  
Nr. 4 AktG durch die Hauptversammlung zu bestellen. 

11	Der bei einer solchen externen Prüfung erteilte Prüfungsvermerk ist für 
Geschäftsjahre, die nach dem 31.12.2018 beginnen, zwingend offenzulegen.

12	Nach Ansicht des IDW ist der Abschlussprüfer »prädestiniert« für die inhalt-
liche Prüfung der nichtfinanziellen Erklärung. Vgl. IDW Positionspapier: 
Pflichten und Zweifelsfragen zur nichtfinanziellen Erklärung als Bestandteil 
der Unternehmensführung (Stand: 14.6.2017), S. 8 f.
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Handlungsempfehlungen für Unternehmen 
und Aufsichtsrat

Mit der gemäß § 171 (1) AktG bestehenden Pflicht des Auf-
sichtsrats zur inhaltlichen Prüfung der CSR-Berichterstattung 
nach dem CSR-UG sind noch viele offene Fragen verbunden. 
Von daher kann den Unternehmen für die erstmalige Erstel-
lung des CSR-Berichts zum 31.12.2017 Folgendes empfohlen 
werden:

•	Z unächst wäre unternehmensindividuell zu prüfen, welche 
zusätzlichen – über die bisherigen, ggf. freiwilligen (Kon-
zern-)Lageberichtsinhalte hinausgehenden – Berichtspflich-
ten das CSR-UG rechtstatsächlich erfordert.

•	A ufgrund der zeitlichen Enge könnten die bestehenden 
Lageberichtsinhalte unverändert publiziert und die CSR-
UG-Angaben in einem gesonderten Bericht außerhalb des 
Lageberichts verfasst werden. Dabei wären Dopplungen 
bzw. Querverweise zum Lagebericht zunächst unvermeid-
bar. Dies bringt u. a. aufgrund der Veröffentlichungsfrist 
von vier Monaten nach dem Abschlussstichtag einen Zeit-
gewinn. 

•	H insichtlich der Prüfungspflicht des Aufsichtsrats wäre 
dann wie folgt zu differenzieren: Bei den Teilen der CSR-
Berichtspflichten, die bereits im Lagebericht enthalten 
sind, kann der Aufsichtsrat bei seiner Prüfungspflicht auf 
das vorhandene Prüfungsergebnis des Abschlussprüfers 
zurückgreifen. Bei den zusätzlichen, nur im gesonderten 
CSR-Bericht enthaltenen Angaben kommt der Aufsichtsrat 
seiner Prüfungspflicht durch kritisches Lesen, Plausibili-
tätsprüfungen und ggf. aktives Nachfragen nach. Eigene 
Prüfungshandlungen, wie sie z. B. der Abschlussprüfer  
bei der Abschlussprüfung vornimmt, kann und muss der 
Aufsichtsrat hier nicht vornehmen.

•	 Die Prüfung kann vorbereitend, aber nicht abschließend, 
auf den Prüfungsausschuss übertragen werden. Insofern 
hat sich der gesamte Aufsichtsrat mit der CSR-Berichter-
stattung auseinanderzusetzen.

•	E ine Beschlussfassung des Aufsichtsrats – vergleichbar 
der Einzelabschluss- bzw. Konzernabschlussbilligung – 
über die Prüfung der CSR-Angaben ist nicht geregelt, aber 
naheliegend. 

•	 Der nach § 172 (2) AktG geforderte schriftliche Bericht, den 
der Aufsichtsrat über seine Prüfung an die Hauptversamm-
lung zu richten hat, sollte sich auf die oben beschriebenen 
Prüfungshandlungen beschränken.

In den Folgejahren haben die Unternehmen zu entscheiden, 
in welchem Berichtsformat sie die CSR-Angaben veröffent
lichen. Für die Aufsichtsräte stellt sich hiervon abhängig 
dann die Frage nach der konkreten Vorgehensweise hinsicht-
lich ihrer Prüfungspflicht aus § 171 (1) AktG anhand der auf  
S. 30 aufgezeigten Handlungsalternativen.  «



Nachhaltigkeitsberichterstattung: 
Investorenerwartungen  
an die Rolle des Aufsichtsrats

Prof. Christian Strenger und Dr. Matthias Schmidt

Die Zukunftsfähigkeit des Geschäftsmodells sowie 
Chancen und Risiken der Unternehmensentwicklung 
sind zunehmend in den Fokus der Aufmerksamkeit der 
Märkte und der Stakeholder gerückt. Gerade institutio-
nelle Investoren im In- und Ausland legen inzwischen 
erheblichen Wert auf eine aussagekräftige Darstellung 
der nichtfinanziellen Unternehmensfaktoren. Studien 
zeigen, dass 70 Prozent der Investoren Nachhaltigkeits-
themen berücksichtigen, auch weil die gut performen-
den Unternehmen bessere Renditen erwirtschaften. 
Zahlreiche Investoren unterstützen die vom G20 Finan-
cial Stability Board entwickelten Empfehlungen für 
Climate-related Financial Disclosures. Die Intensität der 
Verfolgung des Themas nimmt zu: Derzeit wird die 
größte australische Bank (Commonwealth Bank) von 
Investoren verklagt, weil der Geschäftsbericht aufgrund 
deren umfangreicher Finanzierung treibhausgasinten
siver Unternehmen keine genügenden Aussagen zu den 
Klimarisiken des Geschäftsportfolios enthält und daher 
kein ausreichendes Bild (»true and fair view«) der Lage 
vermittelt.

Gewichtige Nachhaltigkeitsthemen waren auch schon 
vor der Umsetzung der CSR-Richtlinie lageberichtspflich-
tig. Eine deutliche Veränderung ist aber die explizite 
Pflicht des Aufsichtsrats, die nichtfinanzielle Berichter-
stattung inhaltlich mit derselben Intensität zu prüfen, 
wie sie das Aktiengesetz für die Prüfung von Abschluss 
und Lagebericht vorsieht. Nachhaltigkeit ist also ein 
essenzieller Teil der Governance-Pflichten des Aufsichts-
rats (so auch vom federführenden Bundesjustizministe-
rium im Gesetzgebungsverfahren mehrfach betont). 

Die Erwartungen der Investoren an die nichtfinanzielle 
Berichterstattung basieren darauf, dass diese in dreier-
lei Hinsicht konsistent ist: 
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•	 zeitliche Konsistenz: Die nichtfinanzielle Berichter-
stattung sollte gleichzeitig mit Abschluss und Lage-
bericht vorgelegt und im Sinne des vom International 
Integrated Reporting Council (IIRC) entwickelten 
Integrated Reporting-Ansatzes in den »herkömmli-
chen« Lagebericht integriert werden (insbesondere 
die Angaben zu Geschäftsmodell, Risiken und Leis-
tungsindikatoren). Eine separate Veröffentlichung ver-
mittelt den Eindruck, dass die für das Verständnis der 
wirtschaftlichen Lage und der Auswirkungen der Ge-
schäftstätigkeit erforderlichen Themen bei der Unter-
nehmensstrategie und -steuerung ungenügende 
Berücksichtigung finden. 

•	 inhaltliche Konsistenz: Viele Unternehmen veröf-
fentlichen bereits ausführliche Nachhaltigkeitsbe
richte (z. B. nach den Standards der Global Reporting 
Initiative) und belegen damit deren zentrale Bedeu-
tung. Die neue nichtfinanzielle Berichterstattung sollte 
sich vom Inhalt und Umfang eines bisherigen Nach-
haltigkeitsberichts nicht deutlich unterscheiden, da die 
Wesentlichkeitsdefinitionen ähnlich sind. Nicht sinn-
voll erscheint, trotz ausführlicher jährlicher Nachhal-
tigkeitsberichterstattung eine nichtfinanzielle Erklä-
rung auf einer oder zwei Seiten abzugeben.

•	 qualitative Konsistenz: Aufsichtsräte (vorrangig der 
Prüfungsausschuss) sollten sich ernsthaft fragen, ob 
sie eine adäquate inhaltliche Beurteilung der Bericht-
erstattung ohne prüferische Validierung vornehmen 
können. Eine bloße Bestätigung des Vorhandenseins 
der nichtfinanziellen Berichterstattung durch den 
Abschlussprüfer darf nicht genügen. Ein auf diesem 
Gebiet erfahrener Abschlussprüfer ist auch für die 
inhaltliche Prüfung der nichtfinanziellen Berichterstat-
tung geeignet. Aufsichtsräten werden sog. Readiness 
Checks angeboten, in deren Rahmen der Verbesse-
rungsbedarf der nichtfinanziellen Berichtssysteme 
und -inhalte analysiert wird. Wenig sinnvoll erscheint 
aber, Prüfungsumfang und Prüfungstiefe aufbauend 

auf solchen Analysen so festzulegen, dass mit einem 
uneingeschränkten Prüfungsurteil zu rechnen ist und 
nur begrenzte eigene Prüfungshandlungen vorgenom-
men werden. Nur eine vollumfängliche Prüfung der 
nichtfinanziellen Berichterstattung mit hinreichender 
Sicherheit (wie dies bei der gesetzlichen Abschluss-
prüfung der Fall ist) erlaubt eine pflichtgemäße eigene 
Prüfung. Eine eingeschränkte oder keine inhaltliche 
Validierung durch einen externen Prüfer würde um-
fangreiche eigene Prüfungshandlungen bedingen, 
die schon aufgrund der Externalität des Aufsichtsrats 
wenig angezeigt sind.

Gelegentlich anzutreffende Aussagen von Unterneh-
mensvertretern, die nichtfinanzielle Berichterstattung 
sei »nicht prüfbar«, legen nahe, dass das Unternehmen 
keine hierfür geeigneten Berichtssysteme und interne 
Kontrollen hat, um den Prüfer zu einem uneingeschränk-
ten Urteil kommen zu lassen. Da das Prüfungsurteil zur 
nichtfinanziellen Berichterstattung bis 2019 nicht veröf-
fentlicht werden muss, haben (kleinere) Unternehmen 
Zeit, kritische Erkenntnisse aus der Prüfung bis dahin 
abzuarbeiten.

Da der Aufsichtsrat über seine Prüfung an die Haupt-
versammlung zu berichten hat, sollte dabei nicht nur 
über die Ordnungsmäßigkeit der Berichterstattung 
(also die Übereinstimmung mit den gesetzlichen Anfor-
derungen), sondern auch über deren Zweckmäßigkeit 
berichtet werden. Dabei sollte angegeben werden, 
warum er die vorgelegte Berichterstattung für ordnungs-
mäßig hält und ob diese mit den strategischen Unter-
nehmenszielen korrespondiert.

Fazit: Der Aufsichtsrat ist gut beraten, die Erwartungen 
der Investoren an seine kritische Rolle bei der Darstel-
lung der relevanten Nachhaltigkeitsfragen ernst zu neh-
men. Sein Pflichtenheft ist also um eine interessante 
Aufgabe erweitert worden.  «
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Nach der Umsetzung der CSR-Richtlinie ins deutsche 
Recht konzentrieren sich die Beiträge zu den CSR-
Pflichten der Aufsichtsräte in den erfassten Unterneh-
men auf deren nichtfinanzielle Erklärung und die Prü-
fung der in ihr enthaltenen Informationen durch den 
Aufsichtsrat, aber eben nicht durch den Abschlussprü-
fer. Das Gesetz lässt das Überwachungsorgan hier ohne 
die für die Prüfung der Rechnungslegung ansonsten 
vorgegebene Unterstützung, sodass sich für manchen 
Aufsichtsrat die Frage stellt, ob und durch wen er sich 
für seine eigene CSR-Prüfung vorarbeiten lassen will. 
Allerdings – in der Erklärungsprüfung allein erschöpfen 
sich die auf Nichtfinanzielles bezogenen Pflichten des 
Aufsichtsrats mitnichten; ihr Radius greift erheblich wei-
ter aus. Der Grund dafür liegt im Kreis der neuen CSR-
Pflichten für den Vorstand, deren Erfüllung der Ausichts-
rat in Umsetzung seines allgemeinen Überwachungs- und 
Beratungsauftrags abzusichern hat. Deshalb zunächst 
zu den auf die nichtfinanzielle Erklärung bezogenen Vor-
standspflichten:

I. CSR-bezogene Vorstandspflichten

Der Vorstand muss sich mit Nichtfinanziellem unter 
mindestens fünf gesetzlichen Aspekten (Umwelt- und 
Arbeitnehmerbelange etc.) mit dem Ziel näher befas-
sen, einzuschätzen, ob sie jeweils für sein Unterneh-
men von Relevanz sind, und zu entscheiden, ob er für 
die einzelnen Belange ein Konzept entwickeln will oder 
nicht. Nur diese Entscheidung stellt der »comply or 
explain«-Mechanismus frei, nicht hingegen eröffnet er 
dem Vorstand die Möglichkeit, sich mit Nichtfinanziel-
lem überhaupt nicht zu befassen. Zur CSR-Inventur 
(Fleischer) gehört darüber hinaus die Suche nach mög
lichen weiteren Belangen, die aus der Individualität  
des einzelnen Unternehmens resultieren können und  
in ihrem Gewicht den im Gesetz genannten Mindestbe-
langen wenigstens gleichkommen. Zu allen relevanten 
Belangen ist der Vorstand zum Entscheid aufgerufen, 
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ob er für sie ein Konzept entwickeln oder auf die Gefahr 
öffentlicher Reputationsschäden hin davon Abstand 
nehmen will. Wegen dieser gewichtigen Gefahr darf 
der Vorstand die Konzept-Entscheidung nicht an nach-
geordnete Stellen delegieren, muss sie vielmehr im 
Gesamtvorstand fällen. Dieser befindet bei Abstand-
nahme auch über die erforderliche Begründung, die als-
dann zu publizieren ist.

Für alle im Unternehmen bedeutsamen Belange, für die 
der Vorstand keine Abstandnahme beschlossen hat, ist 
jeweils ein Konzept zu erstellen, das unter Einschluss 
der tatsächlich angewandten »due diligence«-Prozesse 
näher beschrieben werden muss. Diese Konzepte sind 
Teil der Unternehmensplanung und der ihr zugrunde lie-
genden Strategien; ihre Aufstellung ist Aufgabe der 
jeweils zuständigen Vorstandsmitglieder und deren 
nachgeordneter Stellen. In Geltung setzt die Konzepte 
der Gesamtvorstand im Zusammenhang mit der unter-
nehmerischen Gesamtstrategie und ihrer kontinuierli-
chen Fortschreibung. Auf dieser Grundlage sind die für 
die Geschäftstätigkeit des Unternehmens bedeutsam
sten nichtfinanziellen Leistungsindikatoren zu bestim-
men; auch das gibt das Gesetz dem Vorstand verpflich-
tend vor.

Gänzlich unabhängig von seinen Konzept-Entschei
dungen hat der Vorstand sich in jedem Fall mit den im 
Unternehmen angelagerten Risiken von wesentlichem 
Gewicht näher zu befassen und zu prüfen, ob sie sich 
auf die nichtfinanziellen Belange, die im Unternehmen 
bedeutsam sind, sehr wahrscheinlich schwerwiegend 
negativ ausgewirkt haben oder auswirken werden. Sollte 
das so sein, sind diese Risiken in das Risikomanage-
mentsystem des Unternehmens einzubeziehen und in 
diesem System zu steuern. Solche Risiken für die nicht-
finanziellen Belange des Unternehmens können aus 
seiner Geschäftstätigkeit herrühren, aus seinen Produk-
ten und Dienstleistungen oder aus seinen Geschäfts
beziehungen mit Dritten. »



Nach Geschäftsjahresschluss hat der Vorstand für die 
einzelnen von ihm beschlossenen Konzepte deren jewei-
lige Ergebnisse feststellen zu lassen, um darüber berich-
ten zu können, aber gewiss auch mit dem Ziel, Konzepte 
ggf. im Rahmen der Unternehmensplanung nachzusteu-
ern. In die nichtfinanzielle Erklärung des Unternehmens 
gehen diese Konzeptergebnisse zusammen mit allen 
anderen Angaben ein, die für das Verständnis seines 
Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergebnisses und sei-
ner Lage sowie für das Verständnis erforderlich sind, wie 
sich die Tätigkeit des Unternehmens auf seine relevan-
ten Belange ausgewirkt hat – einschließlich der Fülle 
der Einzelinformationen, die das Gesetz den erfassten 
Unternehmen in § 289c Abs. 3 HGB vorgibt. Gegebe-
nenfalls ist in der nichtfinanziellen Erklärung auf im Jah-
resabschluss ausgewiesene Beträge und zusätzliche 
Erläuterungen hierzu hinzuweisen. Auch auf die nicht
finanzielle Erklärung und ihre sämtlichen Einzelangaben 
erstreckt sich die obligatorische Versicherung aller Vor-
standsmitglieder, ihr Bilanzeid.

II. CSR-bezogene Aufsichtsratspflichten

Dies umfassende CSR-Pflichtenprogramm des Vor-
stands hat der Aufsichtsrat in dessen Erfüllung zu über-
wachen und zu beraten. Das bedeutet im Einzelnen:

Schon in die Einschätzung der für das Unternehmen 
relevanten CSR-Belange, also in die CSR-Inventur, hat 
sich der Aufsichtsrat mitberatend einzuschalten, vor 
allem aber in die Entscheidung, ob für einen relevanten 
Belang kein Konzept entwickelt und festgelegt werden 
soll. Ihren Grund findet die Mitberatungspflicht in der 
Gefahr eines bedeutsamen Reputationsschadens, dem 
der Aufsichtsrat bereits in vorbeugender Überwachung 
zu begegnen hat. Das Risiko eines solchen Schadens 
einzugehen, wird nur ganz ausnahmsweise vom unter-
nehmerischen Ermessen des Vorstands und des Auf-
sichtsrats noch gedeckt sein. Daher wird die Abstand-
nahme von einem relevanten Belang-Konzept in aller 
Regel die förmliche Zustimmung des Aufsichtsrats er-
fordern; hierfür muss der Aufsichtsrat einen Zustim-
mungsvorbehalt aussprechen, weil das Gesetz einen 
Mitentscheid nicht ausdrücklich vorsieht. Diese Ent-
scheidungen können nicht ersetzend einem Ausschuss 
übertragen werden; in Betracht kommen allein dessen 
Vorbereitungshandlungen. Außerdem ist wegen der 
Bedeutung der Abstandnahme hierüber separat und 
nicht incidenter eingekapselt in einem allgemeinen Stra-
tegieentscheid zu befinden.

Anderes gilt für die Konzepte zu den nichtfinanziellen 
Belangen; sie und ihre mögliche Fortschreibung hat der 
Vorstand im Zusammenhang mit der Unternehmens-
planung dem Gesamtaufsichtsrat einmal im Jahr vorzu-
legen, damit dieser sich mit dem Vorstand auch über 
die Belang-Konzepte berate. Einer förmlichen Zustim-
mung wird es regelmäßig nicht bedürfen. In diese Bera-
tung einbezogen sind die nichtfinanziellen Leistungs
indikatoren, die der Vorstand für wesentlich hält.

Ebenfalls der Aufsichtsratsüberwachung unterliegen die 
besonderen Risiken in den nichtfinanziellen Bereichen 
und ihre Behandlung durch den Vorstand. Diese Auf
gabe kann vorbereitend einem Aufsichtsratsausschuss, 
insbesondere dem Prüfungsausschuss übertragen wer-
den. Die Überwachung wird sich auch darauf zu erstre-
cken haben, ob diese besonderen Risiken in das Risiko-
managementsystem des Unternehmens einbezogen 
sind und dieses hinreichende Wirkungen zu diesen Risi-
ken entfaltet. In der Erledigung dieser Aufgabe werden 
die Überwachungsstellen des Unternehmens nicht 
schon von Gesetzes wegen vom Abschlussprüfer unter-
stützt, sondern, sofern gewünscht, bloß auf der Grund-
lage eines zusätzlich vereinbarten Prüfungsauftrags.

In Ergänzung seiner Rechnungslegungsprüfung ist dem 
Aufsichtsrat ausdrücklich die der nichtfinanziellen Erklä-
rung auferlegt. Deren Inhalt ist nicht Teil der gesetzlichen 
Abschlussprüfung. Ob sich der vorbereitend tätige Prü-
fungsausschuss und der letztverantwortliche Gesamt
aufsichtsrat gleichfalls bei der Erklärungsprüfung vom 
Abschlussprüfer oder einem sonstigen Prüfer unter-
stützen lassen wollen und in welcher Weise (Intensität, 
Zeitabstände), steht in der freien Entscheidung dieser 
Überwachungsstellen; eine Verpflichtung, sich unter-
stützen zu lassen, sieht das Gesetz gerade nicht vor, 
sondern belässt diesen Stellen die Freiheit, ihre Arbeit 
autonom zu gestalten.

III. Nichtfinanzielle Prägungen aller 
Aufsichtsratsaufgaben

Somit lässt sich für die CSR-bezogenen Pflichten des 
Aufsichtsrats festhalten: Sie beginnen schon weit vor 
der Vorlage der nichtfinanziellen Erklärung zur Prüfung 
bei der Besetzung der Vorstandspositionen, setzen sich 
in der leistungsorientierten Vorstandsvergütung fort 
und haben ihr Zentrum rings um die Überwachung des 
Vorstands in Erfüllung seiner CSR-Handlungspflichten. 
Schon dabei gewinnen der Aufsichtsrat und seine Mit-
glieder so tiefe Einblicke in die nichtfinanziellen Belange 
des Unternehmens und ihre Behandlung, dass Prüfungs-
ausschuss und Gesamtaufsichtsrat ihrer abschließenden 
Erklärungsprüfung regelmäßig aus eigener Expertise 
werden nachkommen können.  «
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I. Vorstand der Tochtergesellschaft 
muss Risiken aus CSR-Konzernbericht
erstattung eruieren und Umgang mit 
Risiken bestimmen
Der Vorstand einer jeden Tochtergesellschaft ist im Bei-
spielsfall nicht zur CSR-Berichterstattung verpflichtet; 
eine Pflicht zur Befassung mit Nachhaltigkeitsaspekten 
ergibt sich daher nicht unmittelbar aus dem CSR-Richt-
linie-Umsetzungsgesetz. Der Vorstand ist jedoch gemäß 
§§ 76 Abs. 1, 93 AktG 5 verpflichtet, den Vorteil der Gesell-
schaft zu wahren und Schaden von ihr abzuwenden. » 
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CSR-Organpflichten  
der Tochtergesellschaften  
im faktischen Konzern

Astrid Gundel

Tochtergesellschaften können im Konzern von der neuen CSR-Berichterstat-
tung befreit sein.1 Bedeutet dies gleichzeitig, dass sie auch davon befreit 
sind, sich verstärkt inhaltlich mit den im Gesetz genannten Aspekten ausei
nanderzusetzen? Dies kann bezweifelt werden, da die CSR-Konzernbericht
erstattung auch Rückschlüsse auf den Umgang mit Nachhaltigkeitsaspekten 
in den einzelnen, in die Konzernerklärung einbezogenen Tochtergesellschaf-
ten zulässt.2 Aufgrund ihrer Pflicht, Schaden von ihrer Gesellschaft abzuhalten, 
werden sich auch die Vorstände von Tochtergesellschaften mit der Frage 

beschäftigen müssen, wie sie even-
tuellen Reputationsschäden für ihre 
Gesellschaften infolge der Konzern-
berichterstattung vorbeugen können.

Beispielsfall: In einem faktischen Konzern wird das ope
rative Geschäft in der Hauptsache durch fünf Tochter
gesellschaften geführt.3 Die Muttergesellschaft muss eine 
nichtfinanzielle Konzernerklärung erstellen.4 Die Tochter-
gesellschaften A, B und C müssen aufgrund der Befreiung 
im Konzern keine nichtfinanzielle Erklärung abgeben.  
Die Tochtergesellschaften D und E fallen aufgrund ihrer 
Größe nicht in das Anwendungsgebiet des CSR-Richtlinie-
Umsetzungsgesetzes und sind schon deshalb nicht zur 
CSR-Berichterstattung verpflichtet. Aus der CSR-Konzern-
berichterstattung wird im Jahr 2018 ersichtlich, dass  
der Umgang der Tochtergesellschaften A und D in Bezug 
auf bestimmte Umweltbelange im Vergleich zu Konkur
renzunternehmen stark verbesserungsbedürftig ist. Ihre 
Produkte sind infolgedessen von Boykottaufrufen betrof-
fen, was zur Folge hat, dass in beiden Gesellschaften der 
Umsatz merklich zurückgeht.

1	 Siehe S. 9

2	 Zur »Weitergabe« der Verpflichtung zur Befassung mit CSR-Aspekten in  
der Lieferkette siehe S. 19 ff.

3	 Vgl. hierzu auch: Lutter / Bayer, in: Holding Handbuch, 5. Aufl. 2015, § 1, 
Rn. 1.16 f.

4	 Vgl. zu den Voraussetzungen S. 9
5	 Vgl. für die GmbH § 43 GmbHG; für die SE Art. 39 Abs. 1 S. 1, 43 Abs. 1 S. 1, 

51 SE-VO

Astrid Gundel, Rechtsanwältin, 
Audit Committee Institute e.V. 



Diese Pflicht gilt unverändert auch im faktischen Kon-
zern. Durch die CSR-Publizität auf Konzernebene be-
steht – wie aus dem Beispiel ersichtlich – die Gefahr 
von Reputations- und in der Folge auch finanziellen 
Schäden für die Tochtergesellschaft. 

Eruieren der Risiken

Der Vorstand der Tochtergesellschaft muss sich folglich 
zunächst darüber Klarheit verschaffen, welche Risiken 
für seine Tochtergesellschaft aufgrund der künftigen 
CSR-Berichterstattung auf Konzernebene bestehen. 
Diese Risiken sollte er einzeln für jeden gesetzlich ge-
nannten Aspekt eruieren und darüber hinaus prüfen, 
welche weiteren Aspekte in der Konzernberichterstat-
tung eine Rolle spielen können und mit welchen Risiken 
dies für die Tochtergesellschaft verbunden ist. 

Umgang mit Risiken

Sodann muss sich der Vorstand mit der Frage auseinan-
dersetzen, wie die Gesellschaft auf diese Risiken reagie
ren soll, inwieweit er insbesondere für relevante Nach-
haltigkeitsaspekte Konzepte entwickelt, um Risiken zu 
begrenzen. Hat die Muttergesellschaft bereits Konzepte 
für den Konzern festgelegt,6 so hat der Vorstand kritisch 
zu prüfen, inwieweit diese geeignet sind, die Risiken zu 
begrenzen und inwieweit diese – in Rücksprache mit 
der Muttergesellschaft – für die Tochtergesellschaft fort-
entwickelt werden müssen. Innerhalb des gesetzlichen 
Rahmens kommt ihm bei all diesen Entscheidungen ein 
Ermessensspielraum zu. Dieser Ermessensspielraum 
ist umso begrenzter, je wahrscheinlicher und je größer 
ein möglicher Reputationsschaden und infolgedessen 
finanzieller Schaden für die Tochtergesellschaft ist. 

Regelmäßige Auseinandersetzung 
erforderlich

Sowohl die Prüfung der Risiken als auch die Entschei-
dung über den Umgang mit ihnen – inklusive der Frage, 
ob Konzepte (weiter-)entwickelt werden müssen – soll-
ten jährlich zu Beginn des Geschäftsjahrs sowie zusätz-
lich ggf. anlassbezogen, bspw. aufgrund der Umstellung 
der Produktionsprozesse oder besonderer medialer Auf-
merksamkeit bezüglich bestimmter Belange, erfolgen. 
Der Vorstand muss darüber hinaus prüfen, inwieweit 
die Ermittlung und Steuerung der Risiken in das Risiko-
managementsystem der Gesellschaft eingebunden 
werden. 

Alle Tochtergesellschaften betroffen

Die genannten Pflichten des Vorstands bestehen unab-
hängig davon, inwieweit man hier eine Pflicht der Mut-
tergesellschaft zur Aufstellung von konzernweiten Kon-
zepten bejaht.7 Sie ist auch unabhängig davon, ob die 
Tochtergesellschaft ohne eine Konzernbefreiung zur 
CSR-Berichterstattung verpflichtet wäre. 
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6	 Beachte, dass laut DRÄS 8 (Tz. 265) in der Konzernerklärung die vom Mutter-
unternehmen in Bezug auf berichtspflichtige Aspekte bzw. Sachverhalte 
verfolgten Konzepte darzustellen sind (sofern solche Konzepte entwickelt 
wurden).

7	 Zur Konzernleitungspflicht vgl. näher Fleischer, in: Spindler / Stilz, 3. Aufl. 2015, 
§ 76 AktG, Rn. 85 ff.

8	 Vgl. § 294 Abs. 3 HGB

9	 Vgl. OLG Stuttgart, Entscheidung vom 29.2.2012 – 20 U 2 /11; BGH, Entschei-
dung vom 6.11.2012 – II ZR 111/12; siehe näher dazu: Audit Committee 
Quarterly II / 2012, S. 48 f.



II. Pflichten des Vorstands in Bezug  
auf die Berichterstattungspflicht in der 
Muttergesellschaft

Der Vorstand der Tochtergesellschaft ist zudem ver-
pflichtet, sicherzustellen, dass das Mutterunternehmen 
die für die CSR-Konzernberichterstattung erforderli-
chen Informationen erhält.8 Insbesondere in den ersten 
Anwendungsjahren des CSR-Richtlinie-Umsetzungs-
gesetzes sollte der Vorstand kritisch überprüfen, ob in 
seiner Gesellschaft die für die Konzernberichterstattung 
erforderlichen Informationen effektiv und effizient erho-
ben und weitergeleitet werden.

III. Pflichten des Aufsichtsrats der 
Tochtergesellschaft

Der Aufsichtsrat der Tochtergesellschaft muss gemäß 
§ 111 Abs. 1 AktG überwachen, dass der Vorstand sei-
nen soeben genannten Pflichten nachkommt. Der Auf-
sichtsrat muss hierfür die notwendigen Informationen 
vom Vorstand einfordern und mit ihm insbesondere den 
Umgang mit den Risiken und die mögliche (Weiter-)
Entwicklung von Konzepten beraten. Handelt es sich 
um erhebliche Risiken, so muss er – den Sardinien-Ent-
scheidungen des OLG Stuttgarts und des Bundes
gerichtshofs folgend 9 – diese unabhängig vom Vorstand 
selbstständig abschätzen und sich ein eigenes Urteil 
bilden.

IV. Fazit

Auch Vorstände und Aufsichtsräte von Tochtergesell-
schaften, die nicht zur CSR-Berichterstattung verpflich-
tet sind, können aufgrund der Berichterstattung ihrer 
Muttergesellschaft dazu gezwungen sein, sich in Zu-
kunft verstärkt mit Nachhaltigkeitsaspekten in ihrem 
Unternehmen zu befassen. Diese Pflicht folgt nicht 
unmittelbar aus dem CSR-Richtlinie-Umsetzungsge-
setz, sondern aus der Schadensabwendungspflicht des 
Vorstands und der diesbezüglichen Überwachungs-
pflicht des Aufsichtsrats.  «
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Die CSR-Richtlinie als Chance  
für Aufsichtsräte

Ingo Speich 

Ingo Speich ist als Leiter Nachhaltig-
keit und Engagement der Union 
Investment für nachhaltige Invest-
ments, Corporate Governance und 
aktives Aktionärstum zuständig; 
darüber hinaus ist er Senior Portfolio-
manager.
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Aus der Sicht von Investoren gehört die Betrachtung 
von Aspekten der Nachhaltigkeit schon lange zum 
Repertoire der Unternehmensbewertung. Der Kapital-
markt versteht dabei unter dem Begriff Nachhaltigkeit 
konkret die sog. ESG-Aspekte (Environmental, Social, 
Governance). Während sich seitens der Investoren eine 
ganzheitliche Sicht dieser Einzelfaktoren durchgesetzt 
hat, trennen die meisten Unternehmen hierzulande zwi-
schen ökologischen und sozialen Themen einerseits und 
Fragen der guten Unternehmensführung auf der ande-
ren Seite. Das hat Tücken. Denn Nachhaltigkeit entfal-
tet ihre Wirkung erst vollumfänglich, wenn sie komplett 
und kompromisslos im Unternehmen verankert wird. 
Der Kapitalmarkt hat in den vergangenen Jahren gelernt, 
die ESG-Analyse als Frühwarnindikator von Risiken zu 
verstehen. Konkret helfen die bis vor Kurzem noch als 
weiche Kriterien gehandelten ESG-Datenpunkte dabei, 
Ereignis-, Klage-, Regulierungs- und Reputationsrisiken 
besser in den Griff zu bekommen respektive zu antizi-
pieren. 

Durch die CSR-Richtlinie findet Nachhaltigkeit verpflich-
tend Eingang in die Berichterstattung und rückt damit 
endlich in den Fokus des Aufsichtsrats. Von zentraler 
Bedeutung ist dabei die nach § 171 AktG originäre Prü-
fungspflicht, die eine inhaltliche Prüfung durch den Auf-
sichtsrat vorsieht. Flankiert von § 111 Abs. 2 empfiehlt 
sich somit, eine externe inhaltliche Prüfung zu beauf

tragen und die Erkenntnisse daraus im Lagebericht zu 
verankern. Der Aufsichtsrat muss Nachhaltigkeit ernst 
nehmen und dies als oberste organisatorische Instanz 
in das gesamte Unternehmen hinein ausstrahlen. Gefor-
dert ist eine inhaltliche Diskussion im Aufsichtsrat, die 
das Unternehmen wirklich weiterbringt. 

Nachhaltigkeit ist Chefsache

Die gesamten Nachhaltigkeitsaspekte gehören in der 
Aufbauorganisation in die Ressortverantwortlichkeit 
des CEO. Nachhaltigkeit ist kein Marketing-Gag und 
gehört nicht in die reine Obhut der Kommunikationsab-
teilung. Denn nur wenn der CEO die Inhalte kennt und 
unmittelbar verantwortet, kann Nachhaltigkeit auch um-
gesetzt werden. Nachhaltigkeit ist Führungsaufgabe und 
gehört klar kommuniziert, damit das Thema im gesam-
ten Unternehmen an Wichtigkeit gewinnt: »Tone from 
the Top«.

Klare Abgrenzung 

Der Vorstand sollte mit Blick auf die Erreichung der Nach-
haltigkeitsziele die grundlegenden Key Performance-
Indikatoren (KPIs) definieren, die für die Zukunft des 
Unternehmens von höchster Relevanz sind. In den » 

Die Einführung der CSR-Richtlinie sollte von den Unternehmen nicht als lästige Pflicht 
verstanden werden. Sie bietet den Konzernen vielmehr die Chance, Risiken besser  
zu durchleuchten und den Investoren in Nachhaltigkeitsfragen glaubwürdiger gegen-
überzutreten.



Aufsichtsratssitzungen sollten diese KPIs in turnus
gemäßer Abfolge hinterfragt werden. Es ist für das 
Management ohne Zweifel wichtig, die Bedürfnisse 
der Stakeholder-Gruppen zu kennen. Das sollte den 
Vorstand jedoch nicht dazu verleiten, aus den KPIs eine 
Showveranstaltung zu machen. Auf die richtigen KPIs 
kommt es an, die für das jeweilige Unternehmen rele-
vant sind.

Teil des regelmäßigen Reportings

Nachhaltigkeit gehört in die internen Kontrollsysteme 
und sollte sich daher auch einer Qualitätssicherung 
durch Dritte unterziehen. Solange es noch keinen aner-
kannten nachhaltigen Rechnungslegungsstandard gibt, 
ist Integrated Reporting als Brücke aus der reinen 
Finanzberichterstattung sicherlich zu begrüßen, jedoch 
kein Muss. Der Hauptvorteil des Integrated Reporting 
besteht in der Verknüpfung von Finanz- und Nachhaltig-
keitsberichterstattung. Damit einhergehend wird auch 
das nach wie vor sehr verbreitete Silodenken im Unter-
nehmen aufgebrochen. Ein aussagekräftiges Reporting 
beinhaltet die Auswirkungen der KPIs auf die finanzielle 
Lage und die Risikosituation des Unternehmens. Dazu 
müssen nicht alle nachhaltigen Inhalte voll integriert 
werden. Prinzipiell sollte das CSR-Reporting aussage-
kräftig und visibel sein. Das ist durch die unmittelbare 
Aufnahme in den Lagebericht möglich oder durch einen 
Verweis auf einen öffentlich einsehbaren, nichtfinanziel-
len Bericht. Aus Sicht von Investoren ist eine direkte 
Aufnahme in den Lagebericht wünschenswert. 

KPIs ins Vergütungsprogramm

Um Glaubwürdigkeit zu entfalten, müssen nachhaltige 
KPIs in das Vergütungssystem des Managements auf-
genommen werden. Idealerweise wird die Erreichung 
von Nachhaltigkeitszielen in das Long Term Incentive-
Programm des Unternehmens implementiert. Bevor die 
Kritiker auf die damit steigende Komplexität der ohne-
hin komplizierten Vergütungssysteme hinweisen, sei 
darauf verwiesen, dass es durchaus verständliche 
Möglichkeiten der Umsetzung gibt. Wo ein Wille ist, ist 
auch ein Weg.

Kompetenz in den Aufsichtsrat

Die meisten Aufsichtsräte (und leider auch viele Vor-
stände) sind beim Thema Nachhaltigkeit noch nicht 
kommunikationsfähig. Doch selbstverständlich gehört 
Nachhaltigkeitsexpertise in den Aufsichtsrat, um eine 
sinnvolle Überwachung sicherzustellen und dem Vor-
stand bei diesem immer wichtiger werdenden Thema 

als Sparringspartner dienen zu können. Daher sollte 
jedes einzelne Aufsichtsratsmitglied die Grundzüge der 
Nachhaltigkeit verinnerlicht haben. Wünschenswert 
wäre überdies ein Sustainability Expert analog zum 
Financial Expert im Kontrollgremium, auch wenn die 
meisten Unternehmen zu Beginn den Prüfungsaus-
schuss als zuständiges Gremium ansehen.

Aktive Ansprache gegenüber den Aktio-
nären auf der Hauptversammlung

Aus Investorensicht ist spannend, in welchem Maße 
Nachhaltigkeitsaspekte auf der Hauptversammlung zur 
Sprache kommen. Im Falle einer externen freiwilligen 
Prüfung müssen die Ergebnisse erst ab dem 1.1.2019 
veröffentlicht werden. Investoren werden sicherlich in 
der zweijährigen Karenzzeit mögliche Ergebnisse und 
Abweichungen im Rahmen der Generaldebatte bei der 
Hauptversammlung hinterfragen, sofern der Aufsichts-
rat nicht transparent – auch über mögliche Verstöße – 
berichtet.

Fazit

Die CSR-Richtlinie darf seitens der Unternehmen nicht 
als notwendiges und lästiges Übel gesehen werden. 
Vielmehr müssen die Konzerne die Richtlinie als Chance 
begreifen, durch Nachhaltigkeit an Glaubwürdigkeit und 
Reputation zu gewinnen, sich im operativen Geschäft 
weiterzuentwickeln sowie Risiken frühzeitig zu erken-
nen und abzustellen. Die Umsetzung der CSR-Richtlinie 
muss als Führungsaufgabe des Aufsichtsrats im Kon-
zern verstanden werden. Davon profitieren Unterneh-
men und Investoren gleichermaßen. 

Handlungsempfehlungen an den Aufsichtsrat

•	 Nachhaltigkeit als Ganzes betrachten: Wer das Thema 
Nachhaltigkeit in die Unterkategorien Umwelt, Soziales 
und Governance zerlegt und diese isoliert betrachtet, kann 
keinem dieser Kriterien wirklich gerecht werden. 

•	 CSR-Richtlinie ernst nehmen: In Sachen Nachhaltigkeit 
liegt die Verantwortung beim Aufsichtsrat. Wer diese Ver-
antwortung nicht ernst nimmt, kann ein Unternehmen 
nicht wirksam kontrollieren. Die CSR-Richtlinie eröffnet die 
Chance, Nachhaltigkeit in den Strukturen des Unterneh-
mens zu verankern. 

•	 Kompetenzlandkarte komplettieren: Wo Kompetenzen im 
Aufsichtsrat fehlen, muss nachgebessert werden. Nur so 
kann das Gremium seiner Kontrollfunktion vollumfänglich 
nachkommen.  «
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CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz  
stellt klar: Nachhaltigkeit ist Chefsache – 
neue inhaltliche Prüfpflicht für den 
Aufsichtsrat

Thomas Kusterer ist Finanzvorstand der EnBW Energie Baden-Württemberg 
AG. In dieser Funktion ist er für Rechnungswesen, Steuer, Controlling, 
Risikomanagement, Treasury, finanzielles Asset Management, M & A sowie  
für die Handelsaktivitäten der EnBW verantwortlich.

Er ist Gründungsmitglied des International Integrated Reporting Council (IIRC), 
London, und Mitglied der Task Force on Climate-related Financial Disclosures 
(TCFD), London.

Eine gute Unternehmensführung beinhaltet schon lange die Stärkung der 
Mitarbeiterzufriedenheit, die Berücksichtigung der Auswirkungen des Klima-
wandels und die Einhaltung von Menschenrechten in der Lieferkette – nun 
hat der Gesetzgeber die rechtlichen Vorgaben für die Unternehmensbericht-
erstattung mit der Umsetzung der entsprechenden EU-Richtlinie durch die 
Einführung einer nichtfinanziellen Erklärung präzisiert. Sowohl hinsichtlich 
Governance, Risikomanagementsystem als auch Veröffentlichung ist eine 
schrittweise Vereinheitlichung von finanzieller und nichtfinanzieller Unterneh-
mensberichterstattung klar zu erkennen.

Thomas Kusterer

Seit fast 20 Jahren gibt es den verstärkten Trend in der 
Unternehmensberichterstattung, neben klassischen 
finanziellen Kennzahlen wie Umsatz, Gewinn und Ver-
schuldung auch sog. nichtfinanzielle Informationen zu 
Umwelt-, Mitarbeiter- und Kundenthemen zu kommuni-
zieren. 

Dies lag zu Beginn vor allem an den Nachfragen und 
Informationsbedürfnissen von gesellschaftlichen Grup-
pen wie NGOs, für die die rein finanziellen Informationen 
zur Beurteilung eines Unternehmens nicht ausreichend 
waren. Initiativen wie die Global Reporting Initiative 
(GRI) oder das Carbon Disclosure Project (CDP) haben 
dabei die Nachhaltigkeitsberichterstattung maßgeblich 
beeinflusst. Viele börsennotierte Unternehmen erweiter-
ten ihre Kommunikation um separate, von der Finanz-  »  



berichterstattung abgekoppelte Nachhaltigkeitsberichte, 
in denen über die Entwicklung von nichtfinanziellen 
Sachverhalten Auskunft gegeben wurde. Zuletzt ver-
stärkte sich auch immer mehr das Bedürfnis von Finanz-
marktteilnehmern (vor allem Investoren und Banken), 
transparente, aussagekräftige und vergleichbare Infor-
mationen über diese nichtfinanziellen Sachverhalte zu 
erlangen. Die Bedeutung dieser Sachverhalte hat für 
Investitionsentscheidungen bzw. Fremdkapitalvergabe 
kontinuierlich zugenommen. Vor diesem Hintergrund 
änderte sich in den letzten Jahren die Unterneh-
mensberichterstattung, und nichtfinanzielle Infor-
mationen werden inzwischen vermehrt in den 
Lagebericht aufgenommen.

Auch im Rahmen der genannten freiwilligen Anforde-
rungen aus GRI und CDP an die Unternehmensbericht-
erstattung wurden formell bereits Fragen zur Gover-
nance von Nachhaltigkeitsthemen in Unternehmen 
adressiert (siehe z. B. GRI G3, 4.1 bis 4.10 oder CDP-
Fragebogen: 1 bis 4). Das jeweilige Bekenntnis der 
Unternehmensführung zum nachhaltigen Wirtschaften 
wirkte jedoch selten überzeugend, da der Konnex zum 
eigentlichen Kerngeschäft kaum glaubwürdig und 
nachvollziehbar dargelegt werden konnte. In den 
Leitungsgremien vieler Unternehmen wurde die Wei-
terentwicklung von Nachhaltigkeitsthemen eher im 
Sinne der Chronistenpflicht zur Kenntnis genommen, 
aber nur selten in Aufsichtsrats- und Vorstandssitzun-
gen intensiv geprüft und kritisch diskutiert. 

Dies führte in der Konsequenz dazu, dass in vielen 
Unternehmen Nachhaltigkeitsberichte nur selten nach 
gleichen hohen Qualitätsstandards wie Finanzberichte 
erstellt wurden. Statt den Fokus auf wesentliche unter-
nehmensrelevante Sachverhalte zu legen und ihre Be-
deutung für den Wertschöpfungsprozess im Unterneh-
men zu erklären, wurde eine Vielzahl von ökologischen, 
sozialen, Personal- und Compliance-Themen dargestellt, 
deren Relevanz für das operative Geschäft zumeist 
jedoch unklar blieb.

Trend zur zukunftsorientierten ganzheit
lichen Berichterstattung 

Auch wenn das Handelsgesetzbuch bereits seit Jahren 
Unternehmen auffordert, jene wesentlichen nichtfinan-
ziellen Sachverhalte zu adressieren, die für den Ge-
schäftsverlauf von Relevanz sind, haben erst einzelne 
Ereignisse wie die Finanzkrise und der sich vollziehende 
gesamtgesellschaftliche Wertewandel zu einem Um-
denken in den Unternehmen und an den Finanzmärkten 
geführt (vgl. alte und neue Fassung § 289, 315 HGB). 
Mit der Einführung der integrierten Berichterstattung 
und der Veröffentlichung des Rahmenwerks des Inter-
national Integrated Reporting Council (IIRC) aus dem 
Jahr 2013 erfolgte als Reaktion eine deutlich veränderte 
Ausrichtung der Unternehmensberichterstattung: von 
der traditionellen, ausschließlich auf vergangenheits
orientierte Finanzzahlen ausgerichteten Unternehmens-
berichterstattung hin zu einer mehr zukunftsorientier-
ten ganzheitlichen Berichterstattung unter Einbezug 
nichtfinanzieller Sachverhalte. 

Aktive Rolle bei finanziellen und nicht
finanziellen Sachverhalten – auch für 
Aufsichtsgremien 

Mit der Einführung des IIRC-Rahmenwerks wurden 
Unternehmen aufgefordert, freiwillig einen stärkeren 
Fokus auf Ressourcen und Werttreiber zu legen, die für 
die Wertschaffung des Unternehmens relevant sind. 
Der Ansatz der integrierten Berichterstattung ist dabei 
breit angelegt – neben finanziellem und produzieren-
dem Kapital wird auch die Bedeutung von geistigem, 
Human-, sozialem, Beziehungs- und natürlichem Kapital 
adressiert. Steuerungs- und Unternehmensaufsichts-
gremien haben in der IIRC-Konzeption nicht nur eine 
Unterstützungsfunktion, sondern auch eine aktive Rolle 
im Prozess der Entwicklung, Erstellung und Prüfung der 
kurz-, mittel- und langfristigen Ausrichtung des Unter-
nehmens, bezogen auf finanzielle und nichtfinanzielle 
Sachverhalte (IIRC 1G, 1.20, D 2.22, 4B 4.9). 

Mit der Verabschiedung der EU-CSR-Richtlinie im 
Dezember 2014 durch das Parlament und die Kommis-
sion der Europäischen Union sowie der Verabschiedung 
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des CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetzes (CSR-RUG) 
im April 2017 durch Bundestag und Bundesrat wurden 
viele dieser Ideen und Prinzipien übernommen und 
präzisiert. Die EU folgt dabei dem Grundgedanken, 
dass Unternehmen durch eine verbesserte Transparenz 
sowohl in finanzieller als auch in nichtfinanzieller Hin-
sicht krisenfester und leistungsfähiger werden. Kapi
talmarktorientierte Unternehmen (i. S. d. § 267 Abs. 3 
Satz 1 HGB) sind nunmehr verpflichtet, eine nichtfinan-
zielle Erklärung zu veröffentlichen. Diese beinhaltet 
Informationen in Bezug auf Umwelt-, Sozial- und Arbeit-
nehmerbelange, die Achtung der Menschenrechte und 
die Bekämpfung von Korruption und Bestechung (vgl. 
Artikel 1, EU-CSR-Richtlinie und § 289c, Abs. 2 HGB). 
Unternehmen sind aufgefordert, zu erläutern, wie diese 
nichtfinanziellen Sachverhalte mit ihrer langfristigen 
Strategie und ihren wesentlichen Chancen und Risiken 
zusammenhängen. 

Die Unternehmen haben dabei mehrere Möglichkeiten 
der Veröffentlichung ihrer nichtfinanziellen Erklärung  
(§ 289b Abs. 3 HGB). Zum einen besteht die Möglich-
keit der Veröffentlichung im Lagebericht (Ergänzung 
um gesonderten Abschnitt, Verweise oder vollständige 
Integration), zum anderen die Veröffentlichung eines 
gesonderten eigenständigen Berichts oder aber als 
Bestandteil eines anderen Konzernberichts (z. B. des 
Nachhaltigkeitsberichts). Unabhängig davon, für welche 
Option ein Unternehmen sich entscheidet, hat nach  
§ 171 Abs. 1 S. 4 AktG der Aufsichtsrat eine Prüfungs-
pflicht in Bezug auf die nichtfinanzielle Erklärung. Dabei 
ist besonders zu berücksichtigen, dass der Aufsichts-
rat die nichtfinanzielle Erklärung in derselben 
Intensität zu prüfen hat wie heute bereits den Jah-
resabschluss und den Lagebericht. Die Prüfung hat 
durch den Gesamtaufsichtsrat zu erfolgen, eine Vor
bereitung und Unterstützung durch den Prüfungsaus-
schuss ist möglich und erscheint mehr als sinnvoll.

Insbesondere die Prüfungspflicht des Aufsichtsrats 
zeigt auf, in welche Richtung sich die nichtfinanzielle 
Berichterstattung im Gesamten entwickelt. Sowohl 
hinsichtlich Governance, Risikomanagementsystem als 
auch Form der Veröffentlichung ist eine schrittweise 
Vereinheitlichung von finanzieller und nichtfinanzieller 
Unternehmensberichterstattung klar zu erkennen.

CSR-Umsetzung bei EnBW – evolutio
näre Weiterentwicklung der bisherigen 
integrierten Berichterstattung

Diese Entwicklung hat die EnBW vor vier Jahren antizi-
piert und schrittweise zunächst einen kombinierten 
und dann später einen integrierten Geschäftsbericht 
veröffentlicht. Mit der integrierten Berichterstattung 
haben wir nicht nur finanzielle und nichtfinanzielle Sach-
verhalte in einem Bericht vereint, sondern im gleichen 
Zuge auch die Aufgaben des Aufsichtsrats und Wirt-
schaftsprüfers diesbezüglich erweitert. Insoweit ist 
es für uns ein logischer und konsequenter Schritt, die 
inhaltlichen Anforderungen des CSR-RUG, sofern wir 
diese nicht bereits in den Vorjahren erfüllt haben, eben-
falls vollständig in den Lagebericht 2017 zu integrieren. 
Die Umsetzung der CSR-Richtlinie wird damit für 
Vorstand und Aufsichtsrat, aber auch für unseren Wirt-
schaftsprüfer keinen »Quantensprung«, sondern viel-
mehr eine evolutionäre Weiterentwicklung der bis
herigen integrierten Berichterstattung darstellen. Der 
Aufsichtsrat hat dementsprechend seine neuen bzw. 
erweiterten Aufgaben konsequent in die etablierten 
Steuerungs- und Überwachungsprozesse integriert 
und infolgedessen einerseits den Abschlussprüfer mit 
einer Erweiterung des Prüfungsumfangs beauftragt 
und andererseits den Prüfungsausschuss legitimiert, in 
dessen regulärer Bilanzsitzung sich vorbereitend für 
den Aufsichtsrat mit der nichtfinanziellen Erklärung zu 
beschäftigen. 

Als Fazit bleibt festzuhalten, dass die erweiterten 
Berichtspflichten des Vorstands sowie die erweiterten 
Prüfungspflichten des Aufsichtsrats durch das CSR-
RUG nach unserer Ansicht eine konsequente Weiter-
entwicklung einer integrierten, aussagekräftigen 
und ganzheitlicheren Unternehmensberichterstat-
tung darstellen. Unternehmen haben die Möglichkeit, 
diese Entwicklung entweder eher passiv zu verfolgen, 
um dann als Vorstand und Aufsichtsrat auf neue und 
zukünftige Pflichten zu reagieren, oder aber die (zunächst 
teilweise freiwillige) Umsetzung aktiv mitzugestalten. In 
diesem Sinne haben wir uns als EnBW für die zweite – 
aus unserer Sicht zukunftsweisende – Alternative ent-
schieden.  «
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Relevanz für den mitbestimmten 
Aufsichtsrat

Relevant sind die neuen Berichtspflichten insbesondere 
für Arbeitnehmervertreter / -innen im mitbestimmten 
Aufsichtsrat; ist der Aufsichtsrat doch dazu verpflichtet, 
die nichtfinanzielle Berichterstattung zu prüfen. 

Dadurch ergeben sich neue Chancen für eine verant-
wortungsvolle Unternehmenspolitik. Denn dort, wo die 
Unternehmen der Mitbestimmung unterliegen, können 
Arbeitnehmervertreter / -innen im Aufsichtsrat ihr Wis-
sen über die Arbeitsbedingungen bzw. über die Einhal-
tung der Arbeitnehmer- und Menschenrechte in den 
deutschen bzw. europäischen Standorten eines Unter-
nehmens in die Prüfung der Berichtspflichten einbrin-
gen. 

Als fruchtbar für die Praxis der Aufsichtsratstätigkeit 
könnte sich auch erweisen, dass die Berichtspflichten 
die Verfügbarkeit sozialer, beschäftigungssichernder, 
ökologischer und auf Nachhaltigkeit ausgerichteter Kri-
terien erhöhen könnten – und damit auch die Basis für 
die Nutzung dieser Kriterien für die CSR-Orientierung 
der Vorstandsvergütung.

Allerdings stellt die Pflicht, die nichtfinanzielle Bericht-
erstattung im Hinblick auf Ordnungs-, Rechts- und 
Zweckmäßigkeit zu prüfen, auch eine Herausforderung 
für den gesamten Aufsichtsrat dar. Daher hatte sich  
der DGB im Gesetzgebungsverfahren für eine verpflich-
tende Prüfung durch den externen Wirtschaftsprüfer 
ausgesprochen, um die Entscheidungsgrundlage zu 
verbessern. Aber auch ohne einen im Gesetz veranker-
ten Automatismus kann der Aufsichtsrat sein Recht 
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Rainald Thannisch

In der neuen nichtfinanziellen Erklärung, die bestimmte 
Unternehmen in Umsetzung der CSR-Richtlinie ab 2018 
abgeben müssen, ist aus Arbeitnehmersicht sicherlich 
die Berichtsdimension der Arbeitnehmerbelange zen
tral bedeutsam, in der u. a. die Umsetzung der grund
legenden ILO-Übereinkommen (Übereinkommen der 
Internationalen Arbeitsorganisation [ILO], einer Sonder-
organisation der Vereinten Nationen), die Beachtung 
der Informations- und Konsultationsrechte des Betriebs-
rats (die Gesetzesbegründung nennt zusätzlich auch 
dessen Mitbestimmungsrechte), die Achtung der 
Rechte der Gewerkschaften sowie der Arbeits- und 
Gesundheitsschutz zusammengefasst werden. 

Wichtig für eine kritische Würdigung ist jedoch: Das 
Gesetz verpflichtet nur zur Veröffentlichung beste-
hender, jedoch nicht zur Ergänzung oder Optimie-
rung bereits vorhandener Konzepte oder gar zur 
Etablierung neuer Ansätze. Die Unternehmen müssen 
es jedoch angeben und begründen, falls sie in einer der 
genannten Berichtsdimensionen kein Konzept verfol-
gen (»comply or explain«). 

Aus gewerkschaftlicher Sicht sind die neuen Transpa-
renzpflichten daher nur ein erster Schritt in die Richtung 
zu mehr Verbindlichkeit bei der Wahrnehmung unter-
nehmerischer Verantwortung, dem weitere folgen 
müssen. Hoffnungsfroh stimmt jedoch, dass die nicht-
finanziellen Berichtspflichten bereits jetzt in einem inhalt-
lichen Kontext zu weiteren – teils internationalen – Pro-
zessen wie der Beachtung der im Jahr 2011 um ein  
Menschenrechtskapitel ergänzten OECD-Leitsätze  für 
multinationale Unternehmen oder des Nationalen 
Aktionsplans für Wirtschaft und Menschenrechte zu 
betrachten sind. 

Die neuen CSR-Berichts- 
pflichten: Eine Bewertung  
aus Arbeitnehmersicht



nach § 111 Abs. 2 Satz 3 AktG in Anspruch nehmen und 
eine externe inhaltliche Überprüfung der nichtfinanziel-
len Erklärung beauftragen. 

Ein weiterer überzeugender Ansatz hätte darin beste-
hen können, die demokratisch gewählten Arbeitnehmer
vertreter / -innen ausdrücklich bereits in die Erarbeitung 
und Ausgestaltung der Berichte einzubinden – und nicht 
erst in deren Prüfung. So hatte der DGB vorgeschlagen, 
dass die Geschäftsleitung noch vor Beendigung des 
Geschäftsjahrs das korrespondierende Gremium der 
betrieblichen Interessenvertretung (EBR, KBR oder BR) 
im Hinblick auf die nichtfinanzielle Berichterstattung zu 
informieren und sich mit diesem zu beraten hat. Leider 
wurde auch dieser Vorschlag im Gesetzgebungsverfah-
ren nicht aufgegriffen.

Unzureichender Anwendungsbereich 

Auch an anderer Stelle ist es sehr bedauerlich, dass die 
Bundesregierung nicht dazu bereit war, in wesentlichen 
Fragen über eine Eins-zu-eins-Umsetzung der EU-
Richtlinie hinauszugehen. So wird die Anwendung der 
Berichtspflichten auf große kapitalmarktorientierte 
Kapitalgesellschaften, Kreditinstitute und Versiche-
rungsunternehmen mit mehr als 500 Mitarbeitern und 
Mitarbeiterinnen begrenzt. Aber auch hier bestehen 
Ausnahmen, nämlich dann, wenn ein Teilkonzern in den 
Konzernlagebericht des Mutterunternehmens einbe
zogen wird und dieser die nichtfinanzielle Berichter
stattung enthält. Denn es ist ungewiss, ob überhaupt 
Elemente untergeordneter Teilkonzerne in die überge-
ordnete Berichterstattung einfließen. 

Dass der Anwendungsbereich zu klein ist, unterstreicht 
auch eine Studie der Hans-Böckler-Stiftung (Kluge / Sick, 
MBF-Report Nr. 27), der zufolge lediglich 536 Unter-
nehmen das Gesetz anwenden müssen, darunter 278 
kapitalmarktorientierte Unternehmen und 258 nicht 
kapitalmarktorientierte Kreditinstitute und Versiche
rungen, vor allem Sparkassen und Genossenschafts-
banken. Nicht erfasst sind hingegen weite Teile des 
deutschen Mittelstands und auch viele Großunterneh-
men, die sich in der Rechtsform einer Personengesell-
schaft, einer Stiftung oder einer GmbH organisieren. 

Zugespitzt formuliert, hat die Bundesregierung es offen-
bar als sinnvoll angesehen, die »Volksbank Kraichgau 
Wiesloch-Sinsheim eG« den Berichtspflichten zu unter-
werfen, nicht jedoch Großkonzerne wie Aldi oder Lidl. 

Damit hat die Politik leider erneut die Chance verpasst, 
alle wirklich marktrelevanten Unternehmen in die Pflicht 
zu nehmen. Personengesellschaften und Stiftungen 
müssen bereits heute weder die Mitbestimmung im 
Aufsichtsrat noch die Geschlechterquote beachten. 
Jetzt werden sie auch von der nichtfinanziellen Bericht-
erstattung ausgenommen. 

Der DGB spricht sich daher nachdrücklich dafür aus, 
den Anwendungsbereich des Gesetzes rechtsform-
neutral auf alle großen Unternehmen auszuweiten.  «
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Volkswirt und Referatsleiter  
für Mitbestimmung und Corpo-
rate Governance beim DGB-
Bundesvorstand. Er vertritt den 
DGB u. a. in Gremien des CSR-
Forums der Bundesregierung. 



48  Corporate Social Responsibility

Prof. Dr. Reto Eberle

Corporate Social Responsibility und  

Nachhaltigkeitsberichterstattung in der Schweiz

Die Schweiz setzt  
auf Selbstregulierungs- 
instrumente



Natürlich wird auch in der Schweiz aufmerksam verfolgt, 
dass Unternehmen in der EU zunehmend Rechenschaft 
über ihre Geschäftsmodelle und -praktiken ablegen 
müssen und dabei teilweise Auskunft über den verant-
wortungsvollen und nachhaltigen Umgang mit Ressour-
cen verlangt wird. Bisher sind in der Schweiz aber noch 
keine spezifischen Gesetze oder Verordnungen betref-
fend Nachhaltigkeit verabschiedet worden. Doch bereits 
2014 hat der Wirtschaftsdachverband economiesuisse 
das Konzept der nachhaltigen Unternehmensführung im 
Swiss Code of Best Practice for Corporate Governance 
verankert. Das Selbstregulierungsinstrument genießt 
hohe Akzeptanz bei börsenkotierten Unternehmen und 
erweist sich auch ohne bindenden Charakter als sehr 
wirkungsvoll. 

Auch die Schweizer Börse SIX Swiss Exchange hat ihre 
»Richtlinie Corporate Governance« per 1.7.2017 ange-
passt – Unternehmen können sich nun auf freiwilliger 
Basis dazu verpflichten, einen international anerkannten 
und von der SIX Swiss Exchange bezeichneten Stan-
dard zur Nachhaltigkeitsberichterstattung einzuhalten. 

Die folgenden vier Regelwerke werden von der SIX 
Swiss Exchange für die Zwecke eines Opting In aner-
kannt: Global Reporting Initiative (GRI), Sustainability 
Accounting Standards Board (SASB) Standards, UN 
Global Compact (UNGC) und European Public Estate 
Association Best Practices Recommendations on Sus-
tainability Reporting (EPRA Sustainability BPR). 

Mit ihrem Ansatz schließt die Schweizer Börse eine 
potenzielle Lücke durch fehlende gesetzliche Vorgaben 
und schränkt die Gefahr großer Qualitätsunterschiede 
und mangelnder Vergleichbarkeit bei beliebiger Nachhal-
tigkeitsberichterstattung ein. Dennoch ist den Berichts-
adressaten eine gewisse Skepsis nahezulegen, bedingt 
durch große Ermessensspielräume bei der Ausgestal-
tung und teilweise schwer verifizierbare Angaben des 
Berichts. Zudem lassen aufgrund fehlender Verpflich-
tung nur einzelne Unternehmen ihre Nachhaltigkeits
berichterstattung durch eine Prüfungsgesellschaft vali-
dieren und das Prüfungstestat wird meist nur mit 
begrenzter Sicherheit abgegeben.

Mit Blick auf die Wettbewerbsfähigkeit des Finanz
platzes Schweiz ist zu hoffen, dass Selbstregulierungs-
bestimmungen wie der Swiss Code of Best Practice for 
Corporate Governance auch in Zukunft anerkannt wer-
den und auf gesetzgeberischen Aktivismus, z. B. im 
Bereich Nachhaltigkeitsberichterstattung, verzichtet 
wird.  «

Emittenten von Beteiligungsrechten haben 
somit die folgenden Optionen:

•	 ganz auf eine explizite Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung zu verzichten, 

•	 einen Nachhaltigkeitsbericht zu erstellen, 
jedoch nach einem beliebigen oder nur teil-
weise umgesetzten Standard, 

•	 oder aber den Bericht nach einem internatio-
nal anerkannten Standard zu verfassen, 
wobei die vollständige Anwendung eines 
Standards mit der Möglichkeit verbunden  
ist, dies durch die SIX Swiss Exchange 
kommunizieren zu lassen (»Opting In«).  
Ein Opting In eignet sich in erster Linie für 
Unternehmen, welche die Absicht haben, 
langfristig einen Nachhaltigkeitsbericht zu 
veröffentlichen.

Prof. Dr. Reto Eberle,  
dipl. Wirtschaftsprüfer,  
Partner Audit KPMG Schweiz 
und a. o. Professor für  
Auditing and Internal Control 
an der Universität Zürich
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Was droht bei Verstößen  
gegen die neue  
CSR-Berichterstattungspflicht?

Strafbarkeit von Vorständen und 
Aufsichtsräten

Mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
können Vorstände und Aufsichtsräte bestraft werden, 
wenn sie die Verhältnisse der Gesellschaft in der nicht-
finanziellen (Konzern-)Erklärung oder im nichtfinanziellen 
(Konzern-)Bericht (»CSR-Berichterstattung«) vorsätzlich 
unrichtig wiedergeben oder verschleiern.1 Eine unrich
tige Wiedergabe kann auch dann vorliegen, wenn Anga-
ben unterlassen wurden. Es muss sich immer um einen 
erheblichen Verstoß handeln.

Bußgelder gegen Vorstände und 
Aufsichtsräte

Bei vorsätzlichen Verstößen bei der Aufstellung der 
CSR-Berichterstattung drohen dem Vorstand und Auf-
sichtsrat Bußgelder.2 Sie können bis zu 2 Mio. EUR 
bzw. dem Zweifachen des aus der Ordnungswidrigkeit 
gezogenen wirtschaftlichen Vorteils betragen; die Ober-
grenze bildet der im konkreten Fall höhere der beiden 
Beträge.

Bußgelder gegen Unternehmen

Gegen Unternehmen können bei Verstößen akzesso-
risch Bußgelder in Höhe von bis zu 10 Mio. EUR, 5 Pro-
zent des Gesamtumsatzes bzw. dem Zweifachen 
des aus der Ordnungswidrigkeit gezogenen wirtschaft-
lichen Vorteils verhängt werden.3 Auch hier bildet der 
höchste Betrag die Obergrenze.

Organschaftliche Haftung von Vorstand 
und Aufsichtsrat

Eine organschaftliche Haftung von Vorstands- und Auf-
sichtsratsmitgliedern 4 kommt ebenfalls in Betracht, aller-
dings wird der Nachweis des Schadens und der Kausa-
lität hier in der Regel schwierig sein.

1	 Vgl. § 331 Nr. 1 HGB

2	 Vgl. § 334 Abs. 1 Nr. 3, 4, Abs. 3 S. 2, § 340n Abs. 1, Nr. 3, 4, Abs. 3 S. 2,  
§ 341n Abs. 1 Nr. 4, Abs. 3 S. 2 HGB; für nicht kapitalmarktorientierte Gesell-
schaften vgl. § 334 Abs. 3 S. 1, § 340n Abs. 3 S. 1

3	 Vgl. § 334 Abs. 1 Nr. 3, 4, Abs. 3a, 3b, § 340n Abs. 3a, 3b, § 341n Abs. 3a, 
3b HGB i. V. m. § 30 OWiG; für nicht kapitalmarktorientierte Gesellschaften 
vgl. § 30 Abs. 2 OWiG

4	 Vgl. §§ 93, 116 S. 1 AktG

Anfechtung der Entlastungsbeschlüsse 
der Hauptversammlung

Eine Anfechtung der Entlastungsbeschlüsse aufgrund 
einer fehlerhaften CSR-Berichterstattung wird wohl 
zumindest in Bezug auf Aufsichtsratsmitglieder für nicht 
möglich gehalten.5

Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit des 
Jahresabschlusses

Ist die CSR-Berichterstattung fehlerhaft oder fehlt sie 
vollständig, so ist der Jahresabschluss dennoch weder 
nichtig noch anfechtbar, da die CSR-Informationen nicht 
Bestandteil des Jahresabschlusses sind.6

Bestätigungsvermerk

Der Abschlussprüfer hat nach § 317 Abs. 2 S. 4 HGB 
lediglich zu prüfen, ob die CSR-Berichterstattung vor
gelegt wurde. Dementsprechend hat er sein Prüfungs
urteil einzuschränken, wenn sie nicht vorgelegt wurde. 
Der Inhalt der CSR-Berichterstattung unterliegt hinge-
gen nicht der gesetzlichen Abschlussprüfung. Gleich-
wohl hat der Abschlussprüfer sie zu lesen und im Hinblick 
auf Unstimmigkeiten zu würdigen. Über die Ergebnisse 
dieser Handlungen wird der Abschlussprüfer im Testat 
berichten, sofern er von seiner Verschwiegenheitsver-
pflichtung entbunden ist. 

Prüfung im Enforcement-Verfahren

Die Prüfung im Enforcement-Verfahren erstreckt sich 
auch auf die CSR-Berichterstattung.7  «  

5	 Vgl. Beschlussempfehlung und Bericht 6. Ausschuss, BT-Drucks. 18 /11450, 
S. 47

6	 Vgl. §§ 243, 256 f. AktG

7	 Vgl. näher (im Einzelnen unklar) Mock, in: KölKo WpHG, 2. Aufl. 2014,  
§ 37n WpHG, Rn. 145; Zimmermann, in: Fuchs, WpHG, 2. Aufl. 2016,  
§ 37n WpHG, Rn. 18

Martin Pföhler, Wirtschaftsprüfer, ist Partner in 
der Grundsatzabteilung der KPMG AG Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft und verantwortlich 
für externes Reporting.

Zur Person von Astrid Gundel siehe Seite 37
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KPMG LLP, USA.

Connecting ESG and  
corporate performance
Pulse survey
Share your views

Are environmental, social and governance (ESG) issues on your board’s radar?

How a company manages ESG issues and connects them to financial and 
operational performance are increasingly seen by investors and stakeholders as 
indicators of how well the company is run and its long-term viability.

Please share your views on ESG and corporate performance by responding 
to this short survey from KPMG’s Audit Committee Institute global*.

Your responses (strictly anonymous) will help shed valuable light on how companies 
and their boards are considering and addressing these issues.

If you would like to receive a report on the survey results, please enter your e-mail. 
(Your responses will not be associated with your e-mail address.)

Take the survey: http://bit.ly/2h83gMq

Thank you for your participation.
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